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Wie sind die Auswirkungen von Pandemie und Wirtschaftskrise?

Vor der Covid19 Pandemie hatte Bolivien (bis auf einen Einbruch
2019) ein konstantes Wirtschaftswachstum von knapp über 4 %. Für
dieses Jahr erwartet der IWF einen Einbruch von knapp 5,9%.
Durch  Corona  hat  die  Arbeitslosigkeit  massiv  zugenommen
(perspektivisch bis zu 8%).
Der Sturz von Evo Morales wurde maßgeblich von der US-Bourgeosie
vorangetrieben,  um  uneingeschränkten  Zugriff  auf  bolivianische
Ressourcen  wie  zB.  Lithium  zu  bekommen
Aktuell nehmen die ausländischen Investitionen insgesamt ab, nicht
zuletzt  wegen  Verstaatlichungen  im  Bergbau.  Derzeit  investiert
jedoch vor  allem China in  bolivianische Infrastrukturprojekte  und
baut konsequent seinen Einfluss in Südamerika aus
Während  Umfragen  derzeit  den  MAS-Kandidaten  (Movimiento  al
socialismo) und früheren Wirtschaftsminister Luis Arce in Führung
sehen, geht es der Übergangsregierung darum, Zeit zu schinden und
länger an der Macht zu bleiben.

Welche Proteste gibt es?

Anlass  der  Proteste:  Beschluss  des  Obersten  Wahlgerichts,  die
Neuwahlen,  angeblich  wegen  der  Pandemie  ein  weiteres  Mal  zu
verschieben (von Mai auf Mitte Oktober).
Hauptforderung:  Durchführung  der  Wahl  wie  ursprünglich
vorgesehen  am  6.  September  ,  Rücktrittsforderung  gegen  Añez
(Präsidentin der Putschregierung).
Der  Dialog  zwischen  dem  Obersten  Wahlgericht  und  den
Gewerkschaften scheiterte.
Dutzende  Blockaden  haben  mehrere  Städte  von  der  Versorgung
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abgeschnitten.  An  einigen  Orten  geht  der  Kraftstoff  aus,  das
Trinkwasser wird knapp und die Lebensmittelpreise steigen immer
weiter.  Die  medizinische  Versorgung  ist  an  manchen  Orten
gefährdet. So muss die Armee dringend benötigten Sauerstoff für die
Behandlung von Corona-Patienten auf dem Luftweg transportieren.
Der vergangene Generalstreik zeigte seine Wirkung und setzte die
Regierung  zunehmend  unter  Druck.  Rechte  und  kleinbürgerlich
geprägte  „Bürgerkomitees“  stellten  sich  den  Bauern  und
Gewerkschaftern entgegen, um deren Blockaden zu verhindern.
Die Putschregierung hat ein härteres Vorgehen angekündigt und mit
dem Einsatz „aller Mittel“ gedroht, um die Blockaden aufzulösen.

Wie können sie erfolgreich sein?

Ein
Generalstreik für eine demokratische Wahl Anfang September muss
mit
sozialen Forderungen verbunden werden. Nicht nur die Regierung
und
der US-Imperialismus sind schuld am Elend der Bevölkerung. Das
Wirtschaftssystem muss als objektive Grundlage für
Unterdrückung verstanden werden. Statt
einer bestenfalls reformistische Regierung der MAS (Bewegung zum
Sozialismus), die durch teilweise Verstaatlichung und Investitionen
in  Gesundheit  und  Bildungswesen  die  Lage  nur  kurzfristig
verbessert,
braucht es eine revolutionäre
antikapitalistische Bewegung, die auch die inländische Bourgeoisie
enteignet und sich dem Einfluss des US-Imperialismus widersetzt.

Diese
Errungenschaften müssten langfristig gegen die politischen
Interventionen und die wirtschaftlichen Sanktionen aus den USA
verteidigt werden. Die Revolution muss auf
die umliegenden Länder
Südamerikas (z.B. nach Chile).



Die
MAS als führende Kraft muss revolutionäre Forderungen aufwerfen
und  die  Gewerkschaften  unter  Druck  setzen,  sich  ihnen
anzuschließen,
statt weiterhin mit der Putschregierung verhandeln.

Um
den Generalstreik konsequent weiterführen zu können, sollten
„Volxküchen“ und Praxen zur Gewährleistung der Ernährung und
Gesundheit der Bevölkerung eingerichtet werden.

Außerdem
sollten alle proletarischen Kräfte in Anbetracht der zu erwartenden
und bereits geschehenden Angriffe des Staates und faschistischer
Milizen bewaffnete Arbeiter_Innen und Bäuer_Innenmilizen gründen.

Mali:  Massenproteste  und  der
Putsch vom 18. August
Der  Putsch  in  Bamako  vom  18.  August  hat  den  Blick  auf  eine
Massenbewegung gelenkt, der bis dahin wenig Aufmerksamkeit zukam. Er
hat  auch  Reaktionen  der  in  Mali  involvierten  ausländischen
Interventionsmächte hervorgerufen, die die Anliegen dieser Bewegung bis
dahin für nicht beachtenswert gehalten haben.

Dem Putsch vorausgegangen ist seit Anfang Juni eine Massenbewegung, die
zehntausende  Menschen  in  der  Hauptstadt  Bamako  auf  die  Straßen
mobilisiert  hat.  Sie  forderte  den  Rücktritt  von  „IBK“,  dem  seit  2013
regierenden Präsidenten Ibrahim Boubacar  Keïta,  und die  Auflösung des
Parlaments. Ein Auslöser der Proteste war eine umstrittene Entscheidung
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des Verfassungsgerichts, das die Parlamentswahlen vom März 2020 in Teilen
für ungültig erklärt hatte und dadurch IBKs Partei ermöglicht hatte, ihre
Mehrheit  auszubauen.  Doch  die  Proteste  gründen  sich  auf  eine  weit
umfassendere  Krise.  Im  Zentrum  steht  dabei  eine  Welle  reaktionärer
ethnischer Gewaltverbrechen durch bewaffnete Gruppen und die Unfähigkeit
oder der Unwillen der Regierung, ihre Autorität im Land durchzusetzen. Eine
große Rolle spielt auch der neoliberale Niedergang des Landes durch eine
Reihe aufgezwungener Reformprogramme seit  den 1990er-Jahren, die die
Lebensgrundlage  eines  großen  Teils  der  ländlichen  Bevölkerung  bedroht
oder zerstört hat und mit der Verdrängung der traditionellen Landwirtschaft
durch modernes Agrobusiness einhergeht.

Die  Macht  im  Land  liegt  nun  in  den  Händen  eines  bis  vor  kurzem
unbekannten Zirkels von Militärs unter der Führung des Offiziers Assimi
Goita.  Er  hat  versprochen,  internationale  Vereinbarungen  einzuhalten,
besonders mit Hinblick auf die ausländischen Militärinterventionen (derer es
drei  verschiedene  gibt).  Dennoch  dominiert  unter  den  imperialistischen
Mächten  die  Befürchtung,  dass  der  Putsch  deren  Kriegsziele  und
strategische  Interessen  zurückwerfen  wird.

2012: Tuareg-Aufstand und Islamisches Kalifat

Mali umfasst eine Vielzahl verschiedener Ethnien, von denen die meisten
wiederum  in  mehreren  Staaten  leben.  Auf  die  Interessen  der
Bevölkerungsgruppen wurde bei  der  Grenzziehung durch die  ehemaligen
Kolonialmächte  in  Westafrika  im  Einzelnen  keine  Rücksicht  genommen.
Daher  ist  einerseits  rassistische  und  nationale  Unterdrückung  in  diesen
heute halbkolonialen Ländern strukturell angelegt und muss andererseits ein
destabilisierendes  Moment  ausüben,  das  sich  den  üblichen  sozialen
Verheerungen,  mit  denen  der  globale  Kapitalismus  dem  afrikanischen
Kontinent  aufwartet,  überlagert.  Der  Tuareg-Aufstand von 2012 bestätigt
das. Er brachte die ehemalige „Musterdemokratie“ Mali auf den Weg in den
Strudel  der  „failed  states“.  Burkina  Faso  und  Niger  sind  von  dieser
Entwicklung ebenfalls betroffen.

Die Gemeinschaften der Tuareg, die sich über mehrere Länder im Zentrum



der Sahara verteilen, waren mehr als andere Völker der Region im Zuge der
Dekolonialisierung marginalisiert worden. Die blutige Niederschlagung des
ersten  Tuareg-Aufstandes  von  1963  hatte  viele  Tuareg  aus  ihren
Heimatregionen vertrieben. Die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen durch
wirtschaftliche Misere und die Dürren der 1970er und 80er Jahre verstärkten
dies und schufen eine entrechtete, transnationale Jugend (Ishumar), die als
ArbeitsmigrantInnen umherziehen. Diese waren die hauptsächliche soziale
Basis der bewaffneten Rebellionen von 1990-95 und 2007. Die Rebellionen
wurden  vom  malischen  Militär  mit  Unterstützung  von  ethnischen
Hilfstruppen  bekämpft  und  mit  Versprechungen  von  begrenzter
Selbstverwaltung  und  stärkerer  Integration  der  Tuareg  in  die
Sicherheitskräfte  beigelegt.

Die  Tuareg  wurden  notwendigerweise  Gegenstand  regionaler
Auseinandersetzungen.  Von  politischem  Interesse  waren  sie  stets  nur
insoweit,  wie sie  für  spezifische Interessen –  insbesondere des libyschen
Regimes – von Nutzen sein konnten. So waren sie im „Gastland“ Libyen als
Arbeitskräfte  und  Rekruten  in  den  Repressionsorganen  gerade  dadurch
geschätzt,  dass  es  ihnen  an  staatsbürgerlichen  Rechten  mangelte.
Außenpolitisch  konnten  sie  Gaddafis  pan-afrikanische  Ambitionen
unterstreichen. Obwohl Gaddafi das Konfliktpotential, das in der ungelösten
nationalen  Frage  der  Tuareg  liegt,  gezielt  ausnutzte,  konnte  er  die
politischen Ambitionen der Tuareg kanalisieren. Dies zeigte sich etwa 2009
im Tuareg-Aufstand in Niger, wo Gaddafi mit einem Teil der Tuareg-Kräfte
eine Vereinbarung aushandelte, die den Aufstand spaltete und beendete. Der
Nutzen  der  Tuareg  lag  für  Gaddafi  darin,  dass  er  sich  gegenüber  dem
Ausland als Vermittler anbieten konnte. Es überrascht nicht, dass sein Sturz
2011 nachhaltigen Einfluss auf die Tuareg-Frage genommen hat.

Der  Tuareg-Aufstand  2012  resultierte  in  der  Erklärung  des  kurzlebigen
Staates von Azawad. Sein rascher Zerfall war die Folge einer prinzipienlosen
Bündnispolitik der MNLA-Führung (frz. Mouvement national de libération de
l’Azawad)  mit  Ansar  Dine,  lokaler  Ableger  von  AQIM  (Al  Qaida  im
Islamischen  Maghreb),  und  der  falschen  Orientierung  der  MNLA  auf
Anerkennung und  Unterstützung  durch  den  Imperialismus.  Der  Aufstand



scheiterte vor allem an daran, dass seine von Tuareg dominierte Führung
kaum Unterstützung unter den übrigen Volksgruppen in Nordmali gewinnen
konnte.  Ansar  Dine  attackierte  die  MNLA  für  ihren  azawadischen
Nationalismus und rekrutierte selbst unter den Tuareg. Zugleich nutzten die
Salafisten  bestehende  rassistische  Ressentiments  aus  und  gewann  die
Unterstützung von Kräften in den Gemeinschaften der Songhai und Fula (frz.
Peul), die vormals an der Seite der Regierung standen. Diese Allianz unter
Führung von Salafisten brach mit der MNLA und konnte im Sommer 2012
ihre alleinige Kontrolle über Nord-Mali errichten. Der rasche Kontrollverlust
der Regierung in Bamako triggert außerdem am 21. März 2012 einen Putsch.

Der Putsch von 2012 mit linker Rückendeckung

Der Putsch von 2012 gegen Präsident „ATT“ (Amadou Toumani Touré) bekam
es mit Gegenwind zu tun. Die „Verweigerungsfront“ (frz. Front du Réfus),
bestehend  aus  etwa  100  gewerkschaftlichen  und  zivilgesellschaftlichen
Organisationen und 50 Parteien, beharrte auf einer zivilen und demokratisch
legitimierten Regierung und weigerte sich, die Junta anzuerkennen oder mit
ihr zusammenzuarbeiten. Bezeichnenderweise war die reform-stalinistische
SADI-Partei  die  einzige  parlamentarische  Kraft,  die  sich  zu  einer
Zusammenarbeit  mit  der  Junta  bereit  erklärte.  Trotz  dieser  verbreiteten
Ablehnung des  Putsches  kam es  zu keiner  Massenmobilisierung,  die  der
Herrschaft  des  Militärs  etwas  hätte  entgegensetzen  können.  Die  Junta-
GegnerInnen  bildeten  einen  prinzipienlosen  Block  mit  nationalistischen,
bürgerlichen Kräften, die auch UnterstützerInnen des gestürzten Präsidenten
u m f a s s t e .  Z u g l e i c h  s t e l l t e  s i c h  e i n  a n d e r e r  F l ü g e l  d e r
Gewerkschaftsbewegung  hinter  die  Militärjunta.

Etliche  linke  Intellektuelle  bezogen  sogar  eine  durch  und  durch
chauvinistische  Position.  Beispielhaft  hierfür  steht  das  „Forum  für  ein
anderes Mali“ (Forum pour un Autre Mali, FORAM), das über Verbindungen
zur Sozialforenbewegung verfügt und u.a. von der malischen Linken Aminata
Traoré unterstützt wird. Sie argumentierten 2012, dass der Tuareg-Aufstand
Teil  einer  planmäßigen  Neuaufteilung  Westafrikas  durch  die
imperialistischen  Mächte  sei.  Daher  sei  die  Herrschaft  des  Militärs  das
kleinere Übel gegenüber des drohenden Verlusts der „territorialen Einheit“.



Natürlich zeigte sich schnell, dass das Militär und die korrupten Eliten im
Interesse ihres eigenen Machterhalts den imperialistischen Interventionen
bereitwillig  zustimmen  würden.  Die  vollkommene  Preisgabe  einer  linken
Programmatik hat die politische Orientierungslosigkeit dieser malischen und
westafrikanischen Linken verschärft und dazu beigetragen, dass sie oftmals
als  linke Flankendeckung für  reaktionäre  despotische Regime und deren
Politik agieren – ganz zu schweigen davon, dass sie mit der „territorialen
Einheit“ genau die postkoloniale, d.h. imperialistische Ordnung verteidigen,
als  deren  GegnerInnen  sie  sich  präsentieren.  Die  Linke  kann  im
westafrikanischen  Nationalitätenmosaik  keine  progressive  und  anti-
imperialistische Perspektive vertreten, ohne das Selbstbestimmungsrecht der
Völker  bedingungslos  anzuerkennen.  Die  nationale  Frage  muss  mit  dem
Kampf  gegen  die  herrschenden  Eliten  verknüpft  werden,  die  die
postkolonialen  Staaten  ausplündern  und  deren  Macht  und  internationale
Anerkennung die  Verteidigung der  bestehenden staatlichen  Ordnung zur
Voraussetzung hat.

Konflikt in Zentralmali

Angesichts  der  Etablierung  der  militanten  salafistischen  Kräfte  hat  die
Regierung und das Militär auf ethnische Milizen gesetzt. Beispielhaft hierfür
steht  die  Miliz  Dan  Na  Ambassaou,  deren  Mitglieder  aus  den  Dogon-
Gemeinschaften  kommen.  Sie  wurde  von  der  Regierung  zu  Beginn  des
Konflikts als nützliches Gegengewicht betrachtet und hat sich mittlerweile
selbst als Machtfaktor etabliert. Sie ist bekannt für reaktionäre Verbrechen
gegenüber  den  Fula,  die  den  Charakter  von  ethnischen  Säuberungen
annehmen,  wie  das  Ogossagou-Massaker  vom  23.  März  2019  mit  160
Todesopfern.  Die  rassistische  Grundstimmung,  die  Fula  als  angebliche
UnterstützerInnen von Ansar Dine stigmatisiert, ist eine Begleiterscheinung
des „Kriegs gegen den Terror“.

Ethnische  Konflikte  sind  zugleich  Vorraussetzung  und  Folge  der
imperialistischen  Interventionspolitik.  Die  Imperialisten  versuchen,  durch
militärische  „Hilfestellung“,  Ausbildung  etc.  das  malische  Militär  zum
kompetenten  Ordnungsfaktor  aufzubauen.  Angesichts  dessen,  dass  das
Militär seit der Unabhängigkeit immer die letztendlich entscheidende Rolle



im  Land  gespielt  hat,  l iegt  diese  Strategie  auf  der  Hand.  Die
Massenbewegung der vergangenen Wochen hat gezeigt, dass dieses System
gestürzt werden kann, aber um die Krise in progressiver Weise zu lösen, ist
eine politische Strategie notwendig. Die Führung der M5-RFP (Mouvement
du 5 Juin 2020, Rassemblement des Forces Patriotiques) hat die Militärjunta
anerkannt. Assimi Goita hat angekündigt, dass seine Junta während einer
„Übergangsperiode“  von  3  Jahren  regieren  wird.  Ein  großer  Teil  der
malischen Linken scheint die Fehler von 2012 zu wiederholen, indem sie die
„nationale  Einheit“  als  ein  den  unmittelbaren  Interessen  der  Massen
übergeordnetes  Ziel  vertritt.

Natürlich wird die Militärjunta keines der elementaren Probleme des Landes
lösen  können.  Sie  wird  wie  jede  andere  bürgerliche  Regierung  vom
Wohlwollen des französischen Imperialismus und der sog. „internationalen
Gemeinschaft“ abhängig sein. Der bis vor kurzem im Zentrum der M5-RFP
stehende salafistische Prediger Mahmoud Dicko gibt sich als „Brückenbauer“
zwischen  Nationalisten  und  Islamisten.  Er  gehörte  2013  zu  den
UnterstützerInnen  der  imperialistischen  Intervention  und  bis  2017  zum
Lager von IBK. Assimi Goita selbst kommt aus den malischen Spezialkräften,
die  seit  2013  von  imperialistischen  Mächten  für  den  Anti-Terror-Krieg
trainiert werden. Die Militärjunta repräsentiert keine grundsätzlich andere
Politik, sondern einfach jenen Teil der nationalen Elite, der für einen etwas
inklusiveren Umgang mit dem islamistischen Aufstand eintritt.

Die Krise in Mali beruht auf dem Erbe des Kolonialismus und auf ungelösten
nationalen Fragen, auf der Landfrage und dem Verlust der Lebensgrundlage
von SubsistenzbäuerInnen durch neoliberale Reformpolitik und Klimawandel,
und allgemein auf der ungelösten demokratischen Frage. Um diese Krise im
Sinne der unterdrückten Massen zu lösen, ist ein Programm nötig, das sich
zentral  auf  die  ArbeiterInnenklasse  bezieht  und  diese  Fragen  mit  der
Mobilisierung und Bewaffnung der Massen verbindet.

Der  Militärjunta  muss  eine  verfassungsgebende  Versammlung
entgegengestellt werden, die von Massenversammlungen der ArbeiterInnen,
BäuerInnen  und  Armen  organisiert  wird,  und  in  der  die  Klassenfrage
politisch offen zutage treten kann. Dies stellt natürlich unmittelbar die Macht



der Militärjunta in Frage, was den Kampf innerhalb des Militärs für das
Recht auf politische Organisierung und Agitation für SoldatInnen, für das
Recht auf Befehlsverweigerung und letztlich für die Zersetzung der Macht
der Junta von innen heraus auf die Tagesordnung setzt.

Die reaktionäre ethnische Gewalt erfordert die Bewaffnung der Massen und
die  Bildung  von  Selbstverteidigungseinheiten,  die  von  den  Massen
kontrolliert werden und diese vor Angriffen der Islamisten, des Militärs oder
anderer Gruppen schützen.

In  Anbetracht  der  nationalen  Frage  müssen  Linke  unbedingt  für  ein
Programm  eintreten,  das  die  politischen  und  sozialen/wirtschaftlichen
Gegensätze zwischen den Nationalitäten überwindet und jegliche Formen
von Diskriminierung bekämpft. Dies muss nicht die Lostrennung des Nordens
beinhalten, aber das unbedingte Recht auf diese, falls die Bevölkerung dies
dort  mehrheitlich  wünscht.  Die  nationale  Frage  muss  auch  verbunden
werden mit dem Kampf gegen alle imperialistischen Interventionen und für
den Abzug aller ausländischer Truppen.

Libanon  –  die  Revolution  hat
begonnen
Dilara  Lorin,  Martin  Suchanek,  zuerst  erschienen  auf
arbeiterinnenmacht.de,  10.  August  2020

Die Explosion im Hafen von Beirut hinterlässt ein schier
unglaubliches Ausmaß an Zerstörung im ohnedies krisengeschüttelten,
faktisch vor dem Staatsbankrott stehenden Libanon.

Am 4.  August  detonierten  2.750  Tonnen  Ammoniumnitrat  im  Hafen  von
Beirut.  154  Menschen  wurden  getötet,  über  5.000  verletzt,  geschätzte
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300.000  – über 10 % der Einwohner_Innen der Hauptstadt des Landes – sind
seither obdachlos.

Die verheerende Katastrophe löste aber auch eine andere, für die
Zukunft des Landes noch weit tiefer gehende soziale und politische
Explosion aus, eine wahre politische Detonation.

Die Krise des Landes schlägt in eine revolutionäre um. Die verhasste
politische Elite, praktisch alle staatlichen und offiziellen
Institutionen – ob Präsident, Parlament, Bürokratie, etablierte
Parteien, Polizei und Gerichte –, hat ihren letzten, ohnedies kaum noch
vorhandenen Kredit bei der Bevölkerung verspielt.

Deren Verzweiflung schlug innerhalb kürzester Zeit in eine neue Welle
des Massenprotests um, der Züge eines Aufstandes anzunehmen beginnt.
Schon in den letzten Jahren richteten sich riesige Mobilisierungen gegen
die Regierungen, so 2015 die Kampagne „Ihr stinkt“, die sich gegen die
fehlende Müllentsorgung Beiruts richtete. Zuletzt drohte der Regierung
im Herbst 2019 eine „Revolution“ der Bevölkerung. Damals hatte eine
beabsichtigte Besteuerung von Messenger-Diensten und damit verbundener
Online-Telefonie Hunderttausende, wenn nicht Millionen, auf die Straße
gebracht und das öffentliche Leben lahmgelegt.

Nun richtet sich der Zorn gegen die gesamte „Elite“ des Landes, gegen
Regierung, Staatsapparat und eine kleine Schicht von reichen
Geschäftsleuten und deren Anhang, die das Land seit Jahren mehr oder
minder gemeinschaftlich ausplündern.

Die Tragödie im Hafen ließ Trauer, Wut und Hass der Bevölkerung in
Aktion umschlagen. Die Bewegung eint in diesem Stadium vor allem eine
Forderung – die gesamte „Elite“, das Establishment muss gehen. Parolen
wie „Revolution, Revolution“ und „Das Volk will den Sturz der Regierung“
ertönen seit Tagen auf den Straßen der Hauptstadt.

Die Verhängung eines 14-tägigen Ausnahmezustandes durch die Regierung
bewirkte – wie bei vielen mit Urgewalt ausbrechenden, spontanen
Massenbewegungen – das Gegenteil dessen, was die Herrschenden



beabsichtigt hatten. Ein Ausnahmezustand, der nirgendwo durchsetzbar
ist, offenbart die Machtlosigkeit der Regierung, eine fundamentale, wenn
auch zeitlich begrenzte Verschiebung des Kräfteverhältnisses. Ein
solcher Ausnahmezustand trägt eher zur Steigerung der Entschlossenheit
der revolutionären Massen bei – und die Ankündigung von Neuwahlen, die
offenkundig als reine Beruhigungspille wirken sollen, wird
wahrscheinlich eine ähnliche Wirkung haben.

Wie die täglichen Massendemonstrationen und die Auseinandersetzungen mit
der Polizei offenbaren, lässt sich die Bevölkerung nicht mehr einschüchtern.
Am  8.  August  erstürmten  die  Demonstrant_Innen  Regierungsgebäude,
darunter 4 Ministerien und das World Trade Centre. Anscheinend führten
ehemalige Offiziere der Armee die Erstürmungen an – andererseits war es
auch die Armee, die die Besetzungen wieder beendete und räumte.

Die Lage im Land nimmt Züge eines revolutionären Umsturzes, der ersten
Phase einer Revolution an. Die libanesische herrschende Klasse und ihre
Regierung sind offenbar nicht mehr Herr_Innen der Lage.

Hinzu kommt die extreme ökonomische und soziale Krise, der
eigentliche Unterbau einer revolutionären Welle, die sich vor allem an
Fragen der Demokratie, der politischen Unterdrückung, der Entrechtung
und der Korruption, also der Plünderung des Landes durch die Elite
entzündet hat.

Faktisch steht der Libanon schon lange vor dem Staatsbankrott. Schon im
März  2020  konnte  das  Land  eine  fällige  Anleihe  in  der  Höhe  von  1,2
Milliarden US-Dollar nicht bedienen. Hinzu kommt, dass die Währungspolitik
der  Reg ie rung ,  d i e  über  J ahre  d ie  L i ra  im  In te resse  von
Finanzspekulant_Innen in Beirut an den US-Dollar band, in Trümmern liegt.
Die 1997 eingeführt Bindung an den Dollar musste aufgegeben werden. Seit
Beginn  2020  wird  das  Land  von  einer  Hyperinflation  mit  monatlichen
Abwertungen der Lira von rund 50 % heimgesucht.

Der am 4. August zerstörte Hafen war die wichtigste verbliebene
Einnahmequelle des Landes und darüber hinaus essentieller Umschlagplatz



für Waren aller Art. Die humanitäre Katastrophe verschärft also die
wirtschaftliche Lage zusätzlich.

Imperialistische Helfer_Innen?
Angesichts  der  politischen  Krise  versuchen  sich  die  imperialistischen
Mächte, allen vor die einstige Kolonialmacht Frankreich, als Rettung in der
Not  zu  inszenieren.  Demagogisch  präsentierte  sich  Macron  bei  seinem
Besuch in Beirut als Kritiker der Elite des Landes, die jetzt „transparent“ und
„demokratisch“ handeln müsse. Demagogisch griff er dabei das berechtigte
Misstrauen gegen Regierung und Staatsapparat auf, indem er einen nicht
näher  definierten  Mechanismus  zur  direkten  Verteilung  von  Medizin,
Nahrungsmitteln und anderen Hilfsgütern an die Bevölkerung versprach –
ein Versprechen, das im schlimmsten Fall durch eine „humanitäre“ Mission
der Armee oder der Fremdenlegion eingelöst werden könnte. Auch Länder
wie  Russland,  China  oder  selbst  die  BRD  oder  die  USA  unter  Trump
präsentieren sich jetzt als selbstlose Helfer_Innen.

In Wirklichkeit verfolgen diese Mächte dabei zwei Ziele. Erstens wollen sie
das Land befrieden. Eine Revolution, die das politische System hinwegfegen
und darüber hinaus auch als  Inspiration für  den gesamten Nahen Osten
wirken könnte, wollen alle Groß- und Regionalmächte unbedingt verhindern.
Indem sie sich als „Freund_Innen des Volkes“ präsentieren, versuchen sie
letztlich, die Massenbewegung zu beschwichtigen und ins Leere laufen zu
lassen. Doch die Bevölkerung sollte nicht vergessen, dass diese Mächte für
die  Lage  selbst  eine  Hauptverantwortung  tragen.  Das  nach  religiösen
Gemeinschaften aufgeteilte System des Libanon, das mit Sektierertum und
Korruption untrennbar verbunden ist, entsprang nicht zuletzt den Interessen
der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. Die Großmächte und das globale
Finanzkapital – nicht bloß, ja nicht einmal in erster Linie die einheimlichen
Eliten – plündern das Volk seit Jahrzehnten aus. Nicht zuletzt erweisen sich
der  Hebel  der  drückenden  Staatsverschuldung  des  Landes  und  die
Einbindung des Libanon in  die  internationalen Finanzströme als  überaus
wirksame  Machtinstrumente  und  als  Fessel  jeder  eigenständigen
wirtschaftlichen  Entwicklung.



Wenn Mächte wie Frankreich jetzt scheinbar selbstlose Hilfe
versprechen, so haben sie ihre längerfristigen Geschäftsinteressen
ebenso im Blick wie ihre geostrategischen Ziele im Kampf um die
Neuordnung des Nahen Ostens. Hier befindet sich der französische
Imperialismus und mit ihm die EU in einem erbitterten Kampf mit den USA,
China, Russland und verschiedenen Regionalmächten.

Ökonomische Lage
Diese Staaten sind an der sozialen verzweifelten Lage der Bevölkerung
eindeutig mitschuldig – und sie haben auch keine Absicht, diese
grundlegend zu verbessern.

Die Krise hat schon vor der Corona-Pandemie zu einer extremen Verelendung
geführt. Rund die Hälfte der Bevölkerung lebt heute unter der Armutsgrenze.
Besonders betroffen sind davon Millionen Geflüchtete. Das betrifft erstens
die mindestens eine halbe Million zählenden Palästinenser_Innen, denen vom
Zionismus und Imperialismus seit Jahrzehnten das Rückkehrrecht verweigert
wird, die aber auch von der libanesischen Regierung massiv diskriminiert
werden (Verweigerung der Staatsbürger_Innenschaft;  menschenunwürdige
Lager, Ausschluss von zahlreichen Berufen). Zweitens flohen seit Beginn des
Bürgerkriegs  rund  1,5  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  den  Libanon,
darunter etwas die Hälfte Kinder und Jugendliche.

Zugleich hat sich in den letzten Jahren auch die Sozialstruktur des Landes –
insbesondere Beiruts, wo rund ein Drittel der Bevölkerung lebt – verändert.
Lange war die Stadt davon geprägt, dass die religiöse Zugehörigkeit mit dem
sozialen Status korrelierte. Die Kapitalist_Innenklasse und die bürgerlichen
Stadtteile  waren  wesentlich  von  der  christlichen  Bevölkerungsgruppe
geprägt. Die Schiit_Innen bewohnten vorwiegend die ärmeren und verarmten
Viertel.  In den letzten Jahren hat sich das ein Stück weit verändert. Der
Anteil  der Schiit_Innen und Sunnit_Innen an der ökonomischen Elite des
Landes, z. B. an den 100 Reichsten des Landes, nahm zu. Sicherlich ist das
auch eine Folge der Integration der Hisbollah in die Staatsführung im Zuge
des „Friedensprozesses“ – und damit einer Verbreiterung der herrschenden
Schichten. Die Hisbollah entwickelte sich in den letzten Jahren zu einem



integralen  Bestandteil  der  Elite  des  Landes,  wie  sich  auch  an  ihrer
strategischen  Allianz  mit  dem  Präsidenten  Aoun  erkennen  lässt.

Die andere Seite dieser veränderten Zusammensetzung der Elite und des
Herrschaftssystems  besteht  darin,  dass  es  auch  zu  einer  gewissen
Angleichung  der  Lebenslagen  der  muslimischen,  christlichen,  drusischen
Arbeiter_Innen kam.

Vom Kampf gegen die Elite zur Revolution!
Die  Forderung  nach  einem Rücktritt  der  gesamten  politischen  Elite  des
Landes, aller Parteien, Regierungsmitglieder, des Präsidenten, aber auch von
Beamt_Innen, Richter_Innen, … – also zentraler Teile des Staatsapparates –
kann angesichts der Pseudo-Demokratie, religiös-sektiererischer Aufteilung
von  Ämtern  und  Einfluss,  der  weit  verbreiteten  Vetternwirtschaft  und
jahrelangen Ausplünderungen durch das Finanzkapital nicht weiter wundern.
Sie erinnert  stark an die  ersten Phasen praktisch aller  Bewegungen der
Arabischen Revolutionen.

Zugleich zeigt die Entwicklung auch, wie eng demokratische Fragen –
nicht nur im Libanon – mit den sozialen und Klassenfragen
zusammenhängen.

Wir  wollen  das  im  Folgenden  kurz  verdeutlichen.  Die  am  4.  August
explodierten 2.750 Tonnen Ammoniumnitrat lagerten schon seit 6 Jahren im
Hafen.  Wie Recherchen von Al  Jazeera zeigen,  waren diese jedoch nicht
einfach  „vergessen“  worden.  Mindestens  sechs  Mal  wandten  sich
Zollbeamt_Innen  schriftlich  an  die  libanesische  Justiz  und  forderten  ein
Einschreiten, ebenso oft wurden ihre Eingaben ignoriert. All das verdeutlicht,
dass nicht nur einzelnen Gerichten, sondern dem gesamten Staatsapparat die
Lebensinteressen  der  Bevölkerung völlig  egal  sind,  dass  er  vielmehr  als
Mittel zur eigenen Bereicherung und als Beute verstanden wird, um dessen
Aufteilung die verschiedenen bürgerlichen Parteien und Führer_Innen der
religiös-politischen Gruppierungen streiten.

Je mehr das Land in eine ökonomische und soziale Krise schlitterte,



umso prekärer, entwürdigender und nutzloser musste sich dieses System
für die Masse der Bevölkerung darstellen. Vom Standpunkt der Eliten,
ihrer Parteien und  Klientel stellt sich jede Verwendung von staatlichen
Mitteln für das Gemeinwohl wie z. B. Gesundheitsversorgung,
Infrastruktur, Müllentsorgung, Kommunikation, Arbeitslosenunterstützung
usw. als Abzug von Pfründen dar, die ihnen zufallen sollten. Daher gibt
es in Krisenperioden, wenn also die Staatseinnahmen sinken, erst recht
nichts zu verteilen für die Masse der Bevölkerung, die verarmt und
eigentlich dringend staatliche Unterstützung brauchen würde.

Dies hat nun – wie schon auf geringerem Niveau 2019 – zur Explosion, zur
Erhebung der  Arbeiter_Innenklasse,  der  städtischen Armut  wie  auch des
Kleinbürger_Innentums  und  der  Mittelschichten  geführt.  Die  Not,  die
Unfähigkeit  und Unwilligkeit  des  Staates,  irgendeine nennenswerte  reale
Hilfe  zu  leisten,  hat  außerdem  die  Bevölkerung  dazu  gezwungen,
selbstorganisierte  Strukturen  aufzubauen,  um  Verletzten,  obdachlos
gewordenen oder hungernden Menschen zu helfen und elementare Formen
des  täglichen  Lebens  überhaupt  aufrechtzuerhalten.  Auch  wenn  diese
Strukturen aus der Not geboren wurden, so stellen sie auch embryonale
Organe  der  Gegenmacht,  alternative  Machtzentren  zum  bestehenden
Staatsapparat  dar.

Dass ehemalige Offiziere die Besetzung von Regierungsgebäuden
angeführt haben dürften, deutet darauf hin, dass auch die Kontrolle der
Regierung über den Repressionsapparat bröckelt. All das sind untrügliche
Zeichen einer beginnenden revolutionären Entwicklung.

Doch wie schon die Arabischen Revolutionen steht auch der Libanon vor
einem extremen Problem – der Revolution fehlt eine politische Führung,
eine Strategie, ein Programm zur Reorganisation der Gesellschaft, um
deren dringendste Probleme zu lösen.

Die Bewegung wirft zwar die Machtfrage auf, in dem sie den Rücktritt
oder die Absetzung der gesamten „Elite“, ein Ende von deren Korruption,
Bereicherung und faktischer Straffreiheit fordert – aber sie hat keine
Vorstellung, wodurch sie zu ersetzen wäre, welches politische und



soziale System an die Stelle des bestehenden treten soll. Logischerweise
bleiben damit auch die Ziele einer „Revolution“ unklar.

An diesem Problem scheiterten praktisch alle Arabischen Revolutionen des
letzten  Jahrzehnts.  Die  Massen  der  Arbeiter_Innen,  Bauern/Bäuerinnen,
städtischen  Armen  oder  kleinen  Selbstständigen  verloren  die  Initiative,
obwohl  sie  den  Großteil  der  Erhebungen  getragen  hatten,  mussten
ohnmächtig mit ansehen, wie sich verschiedene Kräfte der Konterrevolution
ihrer Bewegung bemächtigten oder diese zerschlugen. Dies droht auch im
Libanon.

Programm
Daher besteht die Aufgabe sozialistischer, kommunistischer Kräfte darin, die
Bewegung vorzutreiben, deren beste Kämpfer_Innen zu organisieren. Doch
das erfordert selbst, sich Klarheit über die Aufgaben und das Programm der
Revolution zu verschaffen.  Wir können ein solches an dieser Stelle nicht
detailliert vorlegen, wohl aber einige Schlüsselforderungen.

Offenlegung aller Dokumente zur Explosion des Hafens; Bildung von
Untersuchungsausschüssen; Aburteilung der Verantwortlichen durch
von der Bevölkerung gewählte, öffentliche Tribunale; Entschädigung
der  Angehörigen  aller  Getöteten,  der  Verwundeten  und  der
Menschen,  die  ihre  Wohnungen  verloren  haben!
Sicherung des Überlebens der Bevölkerung durch Beschlagnahme
der  großen  Vermögen  und  Unternehmen!  Verteilung  der
Hilfslieferungen, von Nahrungsmitteln und Medizin unter Kontrolle
von Komitees und Räten in Stadtteilen, Betrieben, auf dem Land!
Diese Aufgabe darf  nicht  der Regierung und ihrem Apparat  oder
imperialistischen  Staaten  überlassen  werden.  Helfer_Innen
humanitärer Organisationen sollen unter Kontrolle solcher Komitees
und Räte agieren.
Aufstellen  eines  Notplans  zur  Versorgung  der  Bevölkerung,
Sicherung von kostenloser Zuteilung lebensnotwendiger Güter an die
Bedürf t igen.  Das  er fordert  u .  a .  d ie  Stre ichung  der
Auslandsschulden, die entschädigungslose Eineignung aller Banken,



Finanzinstitutionen,  Großbetriebe  libanesischer  wie  ausländischer
Kapitalist_Innen sowie der Privatvermögen der Superreichen unter
Arbeiter_Innenkontrol le ,  d ie  Zusammenfassung  der
Finanzinstitutionen zu einer Zentralbank zur Stabilisierung der Lira,
die  Festlegung  von  Mindestlöhnen  und  Renten,  die  die
Lebenshaltungskosten  decken.
Rücknahme des Ausnahmezustandes und von Sonderbefugnissen der
Armeeführung, Freilassung aller Gefangenen und Festgenommenen!
Bildung  von  Selbstverteidigungskomitees  der  Bewegung  und  von
Arbeiter_Innenmilizen  in  den  Stadtteilen  und  Betrieben!  Die
Soldat_Innen müssen aufgerufen werden, auf die Seite der Bewegung
überzugehen,  Soldat_Innenräte  zu  bilden,  Arbeiter_Innen-  und
Selbstverteidigungsmilizen  zu  bewaffnen  und  diese  als
Ausbilder_Innen  zu  unterstützen!
Abschaffung aller religiösen, sektiererischen Gesetze und politischen
Restriktionen! Volle Einbeziehung der Frauen sowie der syrischen
und palästinensischen Flüchtlinge in die Bewegung und den Kampf
für  die  libanesische  Revolution,  einschließlich  voller  Wahl-  und
Staatsbürger_Innenrechte  für  die  Flüchtlinge!
Bildung  von  Räten  und  Aktionsausschüssen  in  allen  Betrieben,
Wohnvierteln, in Stadt und Land, um die Bewegung zu führen, über
deren Aktionen und Ausrichtung zu entscheiden! Diese Organe sollen
von den Einwohner_Innen der Wohnviertel oder den Beschäftigten in
den Betrieben gewählt, diesen rechenschaftspflichtig und von ihnen
abwählbar  sein.  Sie  müssen  auf  städtischer,  regionaler  und
landesweiter  Ebene  zu  einem  Rätekongress  zusammengefasst
werden,  der  provisorisch  die  Regierungsgewalt  übernimmt.
Nieder  mit  Regierung  und  Präsident!  Nein  zu  Neuwahlen  unter
Kontrolle  des  Staatsapparates!  Nein  zu  jeder  imperialistischen
militärischen  oder  polizeilichen  „Hilfs“intervention  unter
französischer  oder  sonstiger  Führung!
Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung unter Kontrolle
der Massenbewegung, von Stadtteil- und Betriebskomitees, die den
Wahlprozess, die Zulassung der Kandidat_Innen, den Zugang zu den
Medien usw. kontrollieren!



Eine  solche  Versammlung  muss  die  großen  demokratischen,
politischen und gesellschaftlichen Fragen der Neuorganisation des
Landes debattieren. Gerade weil der Wunsch nach Demokratie eine
solche  wichtige  Frage  darstellt,  können  und  müssen  die
Versammlung,  ihre  Einberufung  und  Kontrolle  zu  einem  Mittel
werden, die Massen davon zu überzeugen, dass eine erfolgreiche,
konsequente Revolution die Macht in die Hände einer Räteregierung
legen  muss,  die  sich  auf  direkt  demokratische  Räte  der
Arbeiter_Innen und Bauern/Bäuerinnen, der städtischen Armut und
der unteren Schichten des Kleinbürger_Innentums stützt.
Eine solche Regierung muss,  um die Aufgaben der Revolution zu
erfüllen, den korrupten, bürgerlichen Staatsapparat hinwegfegen und
durch  Räte,  betriebliche  und  kommunale  Selbstverwaltungs-  und
M a c h t o r g a n e  s o w i e  d u r c h  S o l d a t _ I n n e n r ä t e  u n d
Arbeiter_Innenmilizen ersetzen! Sie muss die herrschende Klasse und
die imperialistischen Konzerne und Anleger_Innen enteignen und die
Wirtschaft auf Basis demokratischer Planung reorganisieren.

Um ein solches Programm von Übergangsforderungen zu verbreiten und
dafür  die  Arbeiter_Innenklasse  und  unterdrückten  Massen  zu  gewinnen,
bedarf  es  einer  politischen  Kraft,  einer  revolutionären,  kommunistischen
Arbeiter_Innenpartei.  Eine  solche  Kampforganisation  zu  schaffen,  ist  das
Gebot der Stunde aller proletarischen RevolutionärInnen!

Die Revolution im Libanon und alle Revolutionär_Innen im Land bedürfen
dabei  der  Solidarität  der  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  und  der
Linken  auf  allen  Ebenen  –  von  der  Organisierung  von  Hilfe  für  die
Bevölkerung,  politischen  Solidaritätskampagnen  für  die  Streichung  der
Schulden  im  Kampf  darum,  dass  Hilfslieferungen  ohne  politische  und
wirtschaftliche Bedingungen erfolgen. Vor allem aber braucht es auch die
möglichst enge Verbindung mit allen Kräften, die im Libanon und in den
Ländern des Nahen Ostens aktiv am Aufbau einer revolutionären Bewegung
beteiligt sind, die Schaffung einer Solidaritätsbewegung und einer neuen,
Fünften Internationale, die im Libanon, im Nahen Osten, weltweit für die
sozialistische Revolution kämpft!



Was ist eigentlich die Polizei?
Jonathan Frühling

Der  Mord  an  George  Floyd  erschütterte  die  Welt  und  führte  zu  einem
Aufwallen von Protesten gegen Rassismus und Polizeigewalt, überall fanden
Demonstrationen in Solidarität mit den rassistisch Unterdrückten in den USA
statt,  jedoch  verbanden  die  Protestierenden  ihre  Forderungen  auch  mit
lokalen Themen. Insbesondere ist der Kampf gegen Polizeigewalt im Fokus.
So gingen beispielsweise in Kenia tausende Menschen auf die Straße, um
gegen die willkürliche Gewalt  zu demonstrieren,  die  die  Polizei  dort  zur
Durchsetzung  der  nächtlichen  Ausgangssperren  einsetze.  15  Menschen
wurden  von  ihr  dort  während  des  Lockdowns  ermordet.

Daher
wollen wir hier untersuchen, was genau die Polizei eigentlich ist und
welche Funktion sie in unserer Gesellschaft erfüllt und was ihre
Interessen bestimmt.

Die Funktion der Polizei

Geschichtlich
ist die Polizei als eine Institution bezahlter Beamt_Innen
zur Aufrechterhaltung des staatlichen Gewaltmonopols in Europa und
den USA in der ersten Hälfte des 19. Jahrhundert entstanden. Sie
wurde durch die zunehmende soziale Komplexität im Zuge der
Industrialisierung und des Bevölkerungswachstums notwendig.

Die
Aufgabe der Polizei wurde in Deutschland mit dem sogenannten
Kreuzbergurteil von 1882 eindeutig als die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung definiert. Die Polizei ist also
die institutionalisierte und monopolisierte Gewalt des Staates.

https://onesolutionrevolution.de/was-ist-eigentlich-die-polizei/


Soweit so gut. Doch welche Interessen vertritt der Staat? Dies zu
klären ist leicht, wenn man sich anschaut, was die Regierungen
machen. So wurden z.B. in
Deutschland durch die Agenda 2010 Kündigungsschutz gelockert,
Arbeitslosengeld gesenkt und schlecht bezahlte und befristete Jobs
zum Standard in Deutschland. Eindrucksvoll kann man das auch bei der
Rettung der Lufthansa sehen, wo 9 Mrd. in den Konzern gepumpt werden
und trotzdem 26.000 Menschen entlassen werden sollen. Der Staat
agiert also nicht neutral und für alle Menschen, sondern im
Interesse der Kapitalist_Innen, deren Interessen unserem direkt
entgegengesetzt sind. Mit „Aufrechterhaltung der Ordnung“ ist
letztlich nur die Aufrechterhaltung des Privatbesitz an
Produktionsmitteln und die Ausbeutung der Arbeiter_Innenklasse
gemeint.

Die
Polizei weiß ganz genau, wer die bürgerliche „Ordnung“ am
meisten gefährdet. Dies sind besonders arme Menschen,
Drogenabhängige, Wohnungslose, Prostituierte, linke politische
Aktivist_Innen, People of Colour (PoC); sprich gesellschaftliche
Gruppen, die eine besondere Unterdrückung im Kapitalismus erfahren,
von ihm regelmäßig zerkaut und an den Rand der Gesellschaft
gespuckt werden. Deshalb tritt die Polizei dem großen Teil der
Bevölkerung auch nicht als Helferin, sondern als erbitterte Feindin
gegenüber.

Die soziale Stellung der Polizei

Um
die Interessen und damit das Handeln einer Bevölkerungsgruppe zu
erfassen, ist es wichtig, ihre soziale und ökonomische Stellung zu
ergründen. Die Polizei wird direkt vom Staat bezahlt, weshalb ihre
Existenz mit dem bürgerlichen Staat und damit mit der gesamten
bürgerlichen Gesellschaft steht und fällt. Anders als
beispielsweise Lehrer_Innen
oder vom Staat bezahlte Sozialarbeiter_Innen würde ihre Rolle in der



Gesellschaft im Sozialismus mit dem Staat verschwinden. Grund
dafür ist, dass dort die gesellschaftlich notwendigen
Aufgaben, die die Polizei jetzt inne hat wie bspw. das
Aufklären von Morden, von Komitees oder Milizen der
Arbeiter_Innenklasse ausgeführt würden. Sie haben also ein direktes
ökonomisches Interesse den bürgerlichen Staat und damit den
Kapitalismus aufrechtzuerhalten. Die kapitalistische Gesellschaft
definiert sich durch die Herrschaft der Kapitalist_Innenklasse. Also
wollen sie um jeden Preis die Herrschaft dieser Klasse manifestieren.

Zudem
hat die Polizei stets ein Interesse daran ihre eigenen Strukturen zu
erhalten und zu erweitern. Deshalb kann sie auch an einer
tatsächlichen Senkung der Kriminalität kein Interesse haben. Mehr
Straftaten können auch mehr Befugnisse oder mehr Personal
legitimieren. So werden z.B. Terroranschläge von den
Repressionsorganen dankend aufgenommen, um ihre Macht auszubauen. Die
Tendenz des Machtausbaus bringt die Polizei automatisch in die Nähe
politisch rechter Gruppierungen, die sich einen größeren
Repressionsapparat wünschen.

Um
ihre Interessen gegenüber der Gesellschaft und vor allem gegenüber
dem restlichen Staat durchzusetzen, betreibt die Polizei
Lobbyorganisationen, die sich z.B. für lockerere Gesetze und mehr
Waffen für die Polizei einsetzen oder angeklagte Bullen vor Gericht
unterstützt. Verwirrenderweise werden diese Organisationen
Polizeigewerkschaften genannte, obwohl sie den Interesse der
Arbeiter_Innenklasse entgegenstehen und mit Gewerkschaften rein gar
nichts zu tun haben.

Es
ist außerdem wichtig festzustellen, dass die Polizei ihren Apparat
selbst erneuert. Keine Person, die direkt zum Polizeiapparat gehört,
wird demokratisch gewählt. Deshalb werden sie von politischen
Machtwechseln auch kaum berührt und entziehen sich jeder



demokratischen Kontrolle. Das gilt übrigens für Richter und
Staatsanwälte gleichermaßen.

Bewusstsein der Polizei

Bei
den Handlungen der Polizei sind reine Verhaftungsquoten sicherlich
nicht der entscheidende Beweggrund für ihr Handeln. Dann könnte sie
weiße Jugendliche auf Studipartys genauso nach Kleinstmengen
Cannabis durchsuchen, wie migrantische Jugendliche in Parks. Trotzdem
sind die Letzteren viel mehr von Polizeikontrollen betroffen. Warum?

Seit Marx wissen wir, dass das gesellschaftliche Sein das Bewusstsein
eines Menschen prägt. Es wird also durch die sozialer Stellung und
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gebildet. Man muss sich also
anschauen, was die/der einzelne Polizist_In auf der Straße tut, um
zu ergründen was sich in ihrem/seinen Bewusstsein widerspiegelt.
Damit ist auch gemeint, wie genau Gesetze ausgelegt, bzw. inwiefern
sie bewusst überschritten werden, wen sie kontrolliert oder wie sie
z.B. People of Colour behandelt. Wieso die Polizei linke
Vorstellungen ablehnt und bekämpft sollte durch den Abschnitt
„Funktion der Polizei“ klar geworden sein. Stattdessen soll sich
hier vor allem auf die Frage bezogen werden, wieso die Polizei ein
überdurchschnittliches rassistisches Bewusstsein prägt.

In
unserer heutigen Gesellschaft herrscht eine rassistische Ideologie
vor. Grundlage dafür ist der Wille des Kapitals die Bevölkerung
anhand von ethnischen, religiösen und nationalen Unterschieden zu
spalten, um so ihre eigene Herrschaft zu sichern und Ausbeutung zu
legitimieren. Die tatsächlich Teilung der Gesellschaft auf Grundlage
von ökonomischen Klassen wird somit verschleiert.

In
diesem Sinn sind auch z.B. die Aushebelung des Asylrechts und die
rassistische Hetze durch alle bürgerlichen Parteien zu verstehen.



Mit der rassistischen Lüge, dass mit den Geflüchteten auch ohne
Ende Terrorist_Innen nach Deutschland kommen, lassen sich mehr
Überwachung und Polizeibefugnisse rechtfertigen.

Die
Polizei setzt die rassistische Regierungspolitik in die Tat um. Sie
schließt die Grenzen, greift „illegale“ Migrant_Innen auf und
führt Abschiebungen durch. Sie ist also direkt mit der Aufgabe
betraut gegen den deklarierten ausländischen Feind vorzugehen. Die
Polizei ist deshalb in ihrer Funktion, ihrem Denken und Handeln einer
der extremsten Ausdrücke dieser Politik. Das rassistische
Bewusstsein materialisiert sich so bei der Polizei in einer
verschärften Form. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass
auch in Deutschland Racial Profiling zum
Standardverfahren gehört.

Ältere
und hochrangigere Polizist_Innen
haben eine viel bessere und bewusstere Einsicht in die allgemeine
Politik und ihre eigene gesellschaftliche Stellung und sind über
Innenministerien eng mit den Regierungen verbunden. Sie verkörpern
deshalb das Bewusstsein der Polizei in einer höheren Form. Durch
ihre Polizeitaktiken, Einsatzkonzepte oder Prügelbefehle
durchdringen ihre Vorstellung und ihr Bewusstsein den gesamten
Apparat. Dieser Effekt findet auf allen Ebenen der Hierarchie statt.
Die Polizei ist unter anderem deshalb nicht die Summe der
Vorstellungen der Individuen. Vielmehr ist sie eine gigantische und
streng hierarchisch aufgebaute Organisation, die unterdrückerisches
Bewusstsein reproduziert. Der damit verbundene Korpsgeist zieht
vermehrt Rechte an, da sich diese mit der Praxis und dem Bewusstsein
der Polizei besonders identifizieren können.

Die
Anwendung von Gewalt wird über
ihrer Arbeit dem/der einzelnen Beamt_In zur Normalität und in
das Sein integriert. Zukünftige Situationen werden deshalb eher mit



der Anwendung von Gewalt gelöst werden. Wie sehr die Arbeit auf der
Straße das Bewusstsein der Polizist_Innen prägt zeigt eine Studie
aus den USA, die beweist, dass Polizist_Innen 2 bis
4 mal häufiger zu häuslicher Gewalt neigen, als durchschnittliche
Menschen.

Handlungs(spiel)räume im polizeilichen Handeln

Besonders
auf der niedrigsten Ebene (dem gewöhnlichen Streifendienst) hat die
Polizei einen großen Interpretationsspielraum, was ihre eigenen
Rechte und die explizite Situation anbelangt. Wann z.B. eine
Notwehrsituation eintritt, entscheidet der/die handelnde Polizist_In
immer selbst. Richter_Innen
und Staatsänwalt_Innen
decken deren Interpretation in der Regel. Sie tun dies, um ihrer
Aufgabe gerecht zu werden das Gewaltmonopol des Staates
aufrechtzuerhalten. Falsche Zeugenaussagen gehören ebenso zu diesem
System, wie politisch geführte Prozesse, bzw. Schauprozesse [1].

Des
Weiteren werden Gesetze absichtlich so geschrieben, dass sie
weitreichende Interpretationen ermöglichen. Begriffe, wie
„Gefahrenabwehr“, „Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit“, sowie der 2018 eingeführte Begriff der „drohenden
Gefahr“ und des/der „Gefährders/Gefährderin“ sollen hier als
eindrückliche Beispiele dienen. So kann in Bayern beispielsweise
eine gefährdende Person zwei Monate ohne Prozess hinter Gitter
gebracht werden. Dabei kann dies eine Person sein, die nachweisbar
plante einen Terroranschlag durchzuführen, es kann aber auch eine
Person sein, die auf eine Demo wollte, aus der möglicherweise eine
Flasche geworfen wird. Diese Art der Rechtsauslegung versucht die
Polizei beständig auszuweiten, was in Deutschland seit 2018 mit
alarmierender Geschwindigkeit passiert.

Durch



die Einführung dieser Begriffe als auch durch die nunmehr erlaubten
Austausch von Informationen zwischen Polizei und Geheimdiensten wird
die Trennung von Polizei und Geheimdienst weiter verwässert. Dies
ist ein Prozess, der mit den verdachtsunabhängigen Kontrollen in den
80er Jahren begann, wo die Polizei erstmals präventiv handeln
durfte. Diese Trennung wurde von den amerikanischen
Besatzungsbehörden eingeführt, um eine allmächtige Institution,
wie die geheime Staatspolizei der Nazis zu verhindern.

Auch
wird die Polizei durch die neuen Polizeigesetze z.B. mit
Handgranaten, Elektroschockern und Maschinenpistolen ausgerüstet,
was eine massive Militarisierung der Polizei bedeutet. Dies erweitert
natürlich wieder den praktischen Handlungsraum der Polizei, den
diese in Zukunft sicherlich auch nutzen wird.

Gesetze
sollen als Mittel dienen das polizeiliche Handeln zumindest
juristisch einzuhegen und zu kontrollieren. Die Aufrechterhaltung der
kapitalistischen „Ordnung“ ist jedoch als Aufgabe den Gesetzen
übergeordnet. Bei der Aufrechterhaltung der kapitalistischen
Gesellschaft hat die Polizei deshalb eine starke Tendenz die
rechtlichen Grenzen ihrer Arbeit immer wieder massiv zu
überschreiten. So wird z.B. gegen Fußballfans regelmäßig
exzessive Gewalt eingesetzt, friedliche Demonstrant_Innen
mit Schlagstock und Pfefferspray attackiert oder gezielt People of
Colour kontrolliert und erniedrigt.

Die Polizei agiert politisch nicht neutral

Es
wird an dem Agieren der Polizei immer wieder deutlich, dass sie mit
ihrem Handeln auch politische Ziele durchsetzt und dabei auch offen
rechtliche Rahmenbedingungen missachtet.
Das ist aus ihrer
Sicht nicht weiter bedrohlich, da der staatliche Justizapparat oft



genug zu Gunsten der Polizei entscheidet, mit ihr verbunden ist und
so die in der Schule uns hoch gepriesene Gewaltenteilung lächerlich
macht.

Besonders
drastischer waren bspw. die Ausschreitungen des bürgerlichen
Repressionsapparates gegen die Proteste gegen den G20 Gipfel in
Hamburg. In weiten Teilen der Stadt wurden theoretisch geltende
Grundrechte, wie z.B. die Versammlungsfreiheit vollständig und
offiziell außer Kraft gesetzt (Stichwort „Blaue Zone“). Die
Auftaktdemo am Donnerstag wurde durch Schlagstockgewitter und
massiven Einsatz von zwei Wasserwerfern nach 30m zerschlagen. Zudem
zielten die Bullen mit ihren Schlagstöcken während der gesamten
Protestwoche gezielt auf Köpfe und verursachten so unzählige
Platzwunden. Alle diese Maßnahmen waren durch bürgerliches Recht
nicht gedeckt.

Interessant
ist dagegen, wie die Polizei rechte Demos hofiert. So sorgte sie z.B.
dafür, dass bei den Einheitsfeierlichkeiten in Dresden die Rechten
bis auf Rufweite an die Regierungsspitze herankam. Auch die rechten
Demos gegen die Coronamaßnahmen der Regierung wurden von der Polizei
mit tausenden Teilnehmer_Innen geduldet. Ein Grund dabei war
sicherlich, dass diese Demonstrationen das Interesse des kleinen und
großen Kapitals vertraten, dem die Polizei letztlich dient. Der zur
gleichen Zeit von Linken organisierte 1.
Mai dagegen wurde von der Polizei mit massiver Repression getroffen.

Wieso
der Polizeiapparat die Rechten unterstützt und Linke bekämpft ist
einfach aus deren Politik abzuleiten. Die Linke kämpft für mehr
Freiheit der großen Masse der Bevölkerung. Dazu gehören z.B.
weniger Überwachung, durchlässigere oder offene Grenzen, mehr
Versammlungsfreiheit. Kurzum, alles Maßnahmen, die die
Unterdrückungsaufgaben, die die Polizei ausführt, überflüssig
macht.



Die
Rechte dagegen tritt für das Gegenteil ein. Sie will die Grenzen
dicht machen, Minderheiten unterdrücken, Meinungs- und
Versammlungsfreiheit massiv beschneiden, (Klein)kriminalität stärker
verfolgen usw. Dafür ist jedoch ein größerer und mächtigerer
Polizeiapparat notwendig. Deshalb wirbt die AfD auch damit die
Repressionsorgane aufzurüsten und macht sich damit viele
Freund_Innen in der Polizei.

Unser Recht, unsere Ordnung…

Was
ist Recht?

Marx
und Engels schrieben in ihrem kommunistischen Manifest,
dass die momentan geltenden Gesetze keine naturgegebenen und
immer gültigen Rechtsvorstellungen sind. Sie sind im Gegenteil
ausschließlich von den Bedürfnissen der herrschenden Klasse
geprägt. Freie Konkurrenz und das Recht auf Privateigentum an
Produktionsmitteln zeichnen die bürgerliche Gesellschaft aus und
sind deshalb im Gesetz festgeschrieben. Wenn es der herrschenden
Klasse nützt werden die Gesetze jedoch vom Staat gebrochen. So kann
in einem Kriegsfall aus einem: „Du sollst nicht töten.“ schnell
mal ein „Du sollst töten.“ werden. Eine sozialistische
Gesellschaft dagegen basiert auf dem gemeinschaftlichen Besitz der
Produktionsmittel, was sich auch in Gesetzesform niederschlagen
würde.

Lenin
vereinfacht die Aussage von Marx und Engels und bezieht sie auf die
Klasse der Lohnabhängigen: „Recht ist was der proletarischen
Klasse nützt.“ So finden wir es z.B. legitim Waffentransporte in
den Jemen zu verhindern, wobei wir damit in Konflikt mit dem
bürgerlichen Recht kommen.



Ordnung
im Sozialismus

Klar
ist, dass wir die staatlichen und nicht-staatlichen
Repressionsorgane, wie das Militär, die Polizei, die Geheimdienste,
private Sicherheitsfirmen oder faschistische Milizen zerschlagen
müssen. Doch was setzen wir an deren Stelle, um unserer Interessen
und unsere Vorstellung von Recht umzusetzen?

Für
den Übergang von einer kapitalistischen zu einer kommunistischen
Gesellschaft wird es zwar noch einen Staat geben, dieser wird sich
jedoch anders als heute auf die überwiegende Mehrheit der
Gesellschaft stützen und deshalb geneigt sein deren Programm
umzusetzen. Statt nationaler Abschottung und institutionalisierten
Rassismus wären eine Verteidigung offener Grenzen und praktischer
Internationalismus zu erwarten.

Bei
der Durchsetzung dieses Programms wird sich der Staat auf die breite
Mehrheit der Bevölkerung stützen. Heute werden Polizei und Justiz
von einer kleinen Gruppe privilegierter Menschen kontrolliert, die
ihrer Aufgaben im Sinne einer reaktionären
Gesellschaft umsetzen. Wir stellen uns vielmehr vor, dass alle
Menschen an Aufgaben, wie z.B. der Kriminalitätsbekämpfung
beteiligt sind. Natürlich muss es immer noch Spezialist_Innen geben,
die sich mit Spurenaufklärung o.Ä. auskennen. Jedoch sollen in den
Vierteln, der Schule oder dem Betrieb die dort verkehrenden Menschen
befähigt werden z.B. Rassismus zu erkennen und ihm entgegenzutreten.
In den Nachbarschaften militant organisierte Frauenschutzkomitees
sollen häuslicher Gewalt bekämpfen.

Überall
dort, wo Gerichtsverhandlungen zu Klärung der Umstände nötig sind,
sollen diese durch Menschen der Unterdrückten – durch



Arbeiter_Innentribunale organisiert werden. Diese sollen am Ende auch
das Urteil sprechen. Die Urteile fallen somit natürlich vom
Standpunkt der lohnabhängigen Bevölkerung.

Forderungen im Kampf gegen die Polizei

Im
Kampf gegen das rassistische Repressionsorgan Polizei stellen wir
folgende Forderungen auf:

Defund the
police! Keine Finanzierung der Polizei. Das Geld brauchen wir für
Sozialleistungen, Bildung oder sozialen Wohnungsbau!
Polizei aus
dem DGB schmeißen! Bullen gehören nicht zur Arbeiter_Innenklasse,
sondern sind die Schlägertruppe des Kapitals!
Kein
Massenüberwachung z.B. durch, Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner, Videoüberwachung usw.!
Kein Racial
Profiling und ein hartes
Aburteilen von Bullen, die Racial Profiling anwenden!
Polizist_Innen, die gewalttätig werdem, sollen vor Volksgerichte
gestellt und diese bei Bedarf abgeurteilt werden! Dafür müssen sie
durch ein individuelles Erkennungszeichen identifizierbar sein!

Kein
Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor
allem, was Taser, Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten
angeht!
Schlussendlich: Organisiert militanten Selbstschutz. Vor den
Angriffen von Sexist_Innen, Faschos, der Mafia (und der Polizei)
müssen wir uns selbst verteidigen! Für Arbeiter_Innenmilizen
anstelle der Polizei! Für die Zerschlagung der Polizei durch eine
solche Miliz!



[1]
Politisch geführte Prozesse sind Prozesse, bei denen das Urteil dem
Kampf gegen linke Politik dient und um Vorhinein schon feststeht. Der
Prozess dient dann nur noch der (meistens offensichtlich falschen)
Legitimation solcher Urteile.

Neue militärische Eskalation in
Libyen!
Unser Autor Jonathan Frühling erklärt, was genau in Libyen los ist
und warum niemand darüber spricht.

Während hierzulande Corona die Nachrichtenwelt dominiert,
gehen  die  kriegerischen  Konflikte  zwischen  Imperialist_Innen  und
Regionalmächte
unvermindert  weiter.  Dabei  ist  ein  alter  Konfliktherd  mit  besonderer
Heftigkeit
wieder ausgebrochen: Libyen.

Libyen ist ein weitläufiger nordafrikanischer Wüstenstaat
mit einer Bevölkerung von knapp 7 Millionen Menschen. Das BIP beträgt ca.
30
Mrd. US-Dollar, was ungefähr der wirtschaftlichen Stärke Syriens entspricht,
wobei die Wirtschaft vor allem auf der Förderung von Öl basiert.

2011 wurde der langjährige Diktator al-Gaddafi durch einen
Bürgerkrieg gestürzt. Damals zerfiel die Armee und es bildeten sich lokale
Milizen, die von der NATO aus der Luft unterstützt wurden. Recht bald nach
dem
Krieg ist diese Allianz gegen al-Gaddafi jedoch zerfallen und hat zu einem bis
heute andauernden Bürger_Innenkrieg geführt.

https://onesolutionrevolution.de/neue-militaerische-eskalation-in-libyen/
https://onesolutionrevolution.de/neue-militaerische-eskalation-in-libyen/


Politische Ausgangslage

Das Land ist momentan gespalten in einen Ost- und einen
Westteil.  Der  Westen  wird  geführt  von  der  Übergangsregierung  GNA
(Government  of
National Accord) unter dem Ministerpräsidenten as-Sarradsch, indem er die
ehemalige
Hauptstadt  Tripolis  und  die  umliegenden  dicht  besiedelten  Gebieten
kontrolliert.
Diese Regierung wird auch von der UN als die legitime Regierung anerkannt
und
vom Westen unterstützt. Im Osten herrscht der General Haftar und seine
Libyan
National Army (LNA), die auch einen Großteil der Ölquellen unter ihrer
Kontrolle haben. Er stützt sich auf eine Reihe von im Nord-Osten des Landes
ansässiger  Stämme,  die  hoffen,  bzw.  hofften,  nach  seinem  Sieg  eine
bevorzugte
Stellung im neuen Staat zu erhalten.

Neuste Entwicklungen

Vor gut einem Jahr begann das Militärbündnis von Haftar mit
einer  großangelegten  Offensive,  die  zu  der  Eroberung  der  Hauptstadt
Tripolis
führen sollte. Politische Verhandlungen hatte Haftar zuvor abgebrochen. Bei
der
Offensive  wurden  einige  Erfolge  erzielt  und  bis  in  die  Vorstädte  der
Hauptstadt
Tripolis eingedrungen. Dann allerdings stoppte die Offensive, denn die GNA
bekam militärische Unterstützung vor allem durch die Türkei. Diese sendete
unzählige Schiffe mit schwerem militärischen Gerät, vor allem gepanzerte
Fahrzeuge, sowie der Türkei treuen Islamisten aus Syrien, was wohl
ausschlaggebend für die Wende im Krieg war.

Dadurch konnten die Truppen der GNA selbst offensiv werden
und Städte im Westen des Landes und südlich von Tripolis zurückerobern.



Die
Rückeroberung eines großen Militärflughafens war dabei der jüngste Erfolg.
Dies
hat  zudem  dazu  geführt,  dass  die  Türkei  nun  eine  festere  militärische
Präsenz
als bisher aufbauen kann. Zudem kann die Türkei die GNA Truppen jetzt
komfortabel  aus  der  Luft  unterstützen  und  damit  die  fast  vollständige
Lufthoheit
Haftars Truppen brechen.

Die Militärallianz der Regierung Haftars droht aufgrund
dieser Rückschläge zu zerbrechen, da es nämlich in Libyen auf keiner Seite
eine
zentral strukturierte Armee gibt. Vielmehr gibt es lokale Milizen, die vor
allem  ihre  eigene  Macht  im  Auge  haben  und  deshalb  leicht  die  Seiten
wechseln können.
In den von der GNA eroberten westlichen Städten haben die lokalen Milizen,
vorher noch auf Haftars Seite, bereits der GNA die Treue geschworen.

Doch nicht nur die lokale Unterstützung Haftars bröckelt.
Russ land,  welches  b is lang  Haftar  unterstützte ,  hat  se ine
Militärberater_Innen
und militärisches Gerät, wie z.B. Flugabwehrraketen aus der Frontnähe in
den
Osten des Landes abgezogen. Russland scheint also zumindest die Hoffnung
auf
eine  baldige  Offensive  zur  Rückeroberung  der  verlorenen  Gebiete  zu
bezweifeln.
Auch von Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emiraten hört man bisher
zur
Unterstützung der LNA wenig. Dabei hatte Ägypten bei einer Ausweitung des
Krieges durch die Türkei vor einigen Monaten noch mit dem Einsatz von
Bodentruppen gedroht.

Hunderte  Menschen  haben  in  dem  letzten  Jahr  der  Kämpfe  den  Tod
gefunden. 200.000 wurden gezwungen, ihre Häuser zu verlassen.



Die Lage von Flüchtenden

Das subsaharische Afrika ist von völliger Verarmung,
Rechtlosigkeit  und Kriegen geprägt.  Deshalb fliehen viele  Menschen,  um
Arbeit
in Europa zu finden. Lange Zeit diente der Diktator al-Gaddafi der EU als
gutbezahlter  Türsteher  der  Festung  Europa.  Nach  dem  Sturz  Gaddafis
nutzen nun
viele Flüchtende das entstandene Chaos, um in Libyen zu versuchen, illegal
nach
Europa überzusetzen. Dabei müssen sie sich in die Hände von skrupellosen
Schleppern begeben. Oftmals werden sie vergewaltigt und/oder geraten in
die Hände
von Menschenhändlern, die sie versklaven. In Libyen wartet eine Regierung
auf
sie, die sich von der EU bezahlen lässt, mit militärischer Gewalt das
Übersetzen von Flüchtlingen zu verhindern. Viele Boote werden sogar noch
außerhalb der libyschen Gewässer zur Rückkehr gezwungen. Menschen auf
der
Flucht werden gefangen genommen und interniert. Dort warten jahrelange
Inhaftierung unter erbärmlichen Bedingungen auf sie. Zudem sind Folter und
Missbrauch an der Tagesordnung, sodass nicht wenige durch Selbstmord
diesem
Schrecken entfliehen.

Forderungen

Klar ist für uns als Kommunist_Innen, dass das Land in ein
solches Chaos abgedriftet ist, weil die Revolution zwar das diktatorische
Regime von Gaddafi gestürzt hat, die Eigentumsfrage aber unangetastet ließ.
Wie
viele Revolutionen im sogenannten „Arabischen Frühling“ hatten auch die
Bewegungen in Libyen große Potentiale, eine neue Gesellschaft aufzubauen.
Ihr
trauriges Schicksal erinnert an die ägyptischen oder syrischen Aufstände, in



denen ebenfalls die Arbeiter_innenklasse nicht die programmatische Führung
über
die  Widerstandsbewegungen  übernahm  und  somit  den  Weg  für  neue
machthungrige
Cliquen  frei  machte  statt  ihr  objektives  Interesse  an  allgemeiner
Emanzipation
zu verfolgen. Ähnliche Fragen stellen sich heute auch für die aufständischen
Bewegungen im Libanon oder im Irak.

Keine der in Libyen momentan befehlenden Milizen oder
Milizverbände hat ein Interesse daran, Verbesserungen für die lokale
Bevölkerung  einzuführen.  Letztlich  geht  es  nur  darum,  welche
kapitalistischen
Cliquen und hinter ihnen stehenden Mächte die Kontrolle über das Land,
bzw. die
Ölreserven des Landes, bekommen.

Wir als Vertreter_Innen der Arbeiter_Innenklasse vertreten
eine ganz andere Position: Wir treten für eine Bewegung der Arbeiter_Innen
und
Bäuer_Innen ein, die Schluss macht mit Fremdherrschaft und Ausbeutung.

Um das zu erreichen, müssen wir für folgenden grundlegenden
Forderungen kämpfen:

Für Versammlungsfreiheit,
Pressefreiheit und Organisationsfreiheit
Regionalmächte und
Imperialisten  raus  aus  Libyen.  Keine  Kriegsunterstützung  für
bürgerliche
Milizen!
Entwaffnet und zerschlagt
die Milizen, die das Land seit 2011 ins Chaos getrieben haben!
Für eine Enteignung des
Großgrundbesitzes. Das Land muss denen gehören, die es bestellen!
Für eine Vergesellschaftung



der  Industrie.  Die  Wirtschaft  soll  nach  einem  Plan  der
Produzent_Innen  und
Konsument_Innen reorganisiert werden!
Keine Folter und
Internierung  von  Geflüchteten.  Jeder  Mensch,  der  Libyen  nach
Europa  verlassen
will, soll dies ohne Einschränkung tun können!
Für den Aufbau einer
revolutionären Partei  unter  deren Banner  die  Unterdrückten sich
sammeln,
bewaffnen und kämpfen können!
Für ein sozialistische
Föderation der Staaten Nordafrikas!

Die  Rote  Armee  –
Befreiungsarmee  gegen  den
Faschismus
Wilhelm Schulz

Am 9.  Mai  jährt  sich  zum 75.  Mal  der  Sieg  der  Sowjetunion  über  den
deutschen Faschismus. Die Rote Armee stellte hierbei eine besondere, gar
die bedeutendste Kraft in der Befreiung vom Faschismus dar. Sie kämpfte an
der sogenannten Ostfront fast vier Jahre lang. Hier wurden der Wehrmacht
die stärksten Verluste zugefügt, die Sowjetunion hatte mit rund 25 Millionen
Toten die größten Opferzahlen des Krieges zu beklagen, ein Großteil waren
zivile Verluste.

Heute werden die
Leistungen der Roten Armee zumeist gegenüber denen der

https://onesolutionrevolution.de/die-rote-armee-befreiungsarmee-gegen-den-faschismus/
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Westalliierten heruntergespielt oder „vergessen“, deswegen werden
wir hier auf diese Leistungen eingehen und damit verbunden die
Sowjetunion als eine außerordentliche Kriegspartei beleuchten.

Die Rote Armee

Sie wurde am 28.
Januar 1918 gegründet, um die Errungenschaften der Oktoberrevolution
gegen die die kapitalistische Weiße Armee zu verteidigen. In der
Eidesformel verpflichtete sie sich der internationalen
sozialistischen Revolution. Die Rote Armee war keine bürgerliche
Armee. Die innere Hierarchie wurde auf das Nötigste begrenzt, z.B.
gab es keine Unterschiede in den Uniformen. Die Rotarmist_Innen
konnten ihre Vertreter_Innen wählen und es gab demokratische
Kongresse, dies wurde jedoch bereits Anfang der Zwanziger aufgrund
des schweren Krieges gegen die Weiße Armee ausgesetzt. Bis 1925 war
Leo Trotzki der Volkskommissar für Kriegswesen. Zu Zeiten des
Bürger_Innenkriegs gab es auch weibliche Kommissarinnen, ein
bekanntes Beispiel ist Larissa Reissner.

Doch mit dem Sieg der
Konterrevolution durch Stalins Bürokratie in der Kommunistischen
Internationalen (KomIntern) und der Sowjetunion (SU), wurden diese
Errungenschaften angegriffen. Die Rangzeichen wurden wieder
eingeführt. Die Eidesformel wurde so verändert, dass fortan auf das
Vaterland statt auf die internationale Befreiung der Arbeiter_Innen
geschworen wurde. Im Rahmen von
Stalins Säuberungen (u.a. Moskauer Prozesse) wurden knapp ein
Viertel der Offiziere bis zur untersten Ebene abgesetzt oder
ermordet, was für die Rote Armee eine deutliche Schwächung im Kampf
gegen den Faschismus bedeutete.

Die Sowjetunion im zweiten Weltkrieg

In
der Zeit von 1928 bis ’33 lehnte die bürokratisierte KomIntern jede



Einheitsfrontpolitik mit der Sozialdemokratie ab und verleumdete die
SPD als „Zwillingsgesicht des Faschismus“. Die Folge war eine
Isolation der Kommunist_Innen und der Sieg Hitlers über die deutsche
Arbeiter_Innenbewegung.

Anstatt daraus eine korrekte Einheitsfrontpolitik als Lehre zu ziehen, arbeite
die KomIntern nach 1933 nicht nur mit der Sozialdemokratie zusammen,
sondern  auch  mit  angeblich  progressiven  Teilen  der  Bourgeoisie  –  ohne
offenen politischen Kampf zu führen. Auch das führte zu Niederlagen wie z.B.
in Spanien 1939 gegen den Franco-Faschismus.

Am
24. August 1939 unterzeichnete die SU den
Ribbentrop-Molotow-Nichtangriffspakt, auch bekannt als
Hitler-Stalin-Pakt. Dieser verschaffte der SU zwar Zeit bis zu ihrem
wirklichen Kriegseintritt, jedoch auf Kosten der Niederschlagung
weiter Teile Osteuropas, darunter die Aufteilung Polens zwischen der
SU und Nazi-Deutschland. Das NS-Regime überfiel am 22. Juni 1941 die
SU und beendete somit den Pakt. Zwei Tage später propagierte die
Prawda (sowjetische Tageszeitung) den „heiligen Krieg“ – später:
„Großer vaterländischer Krieg“ – gegen das „faschistische
Böse“. Die Losung der sozialistischen Revolution gegen den
Faschismus wurde nicht aufgeworfen. Hingegen wurde in der
faschistischen Propaganda der Krieg in Osteuropa als „Rassenkrieg“
dargestellt.

Bis
zum Sieg der Roten Armee in Stalingrad im Februar 1943 befand sich
die SU weitgehend in der Defensive, sodass die Wehrmacht kurz vor
Moskau stand. Mit dem heldenhaften Sieg in Stalingrad wendete sich
das Blatt und die Wehrmacht konnte über die kommenden Jahre bis nach
Berlin zurückgedrängt werden. Hier ist auch die Bedeutung der
Partisan_InnenkämpferInnen hervorzuheben, die in den vom deutschen
Faschismus besetzten Gebieten im Widerstand standen und dabei oftmals
ganze Divisionen banden.



Die
gigantischen Potentiale der Planwirtschaft, selbst in ihrer
bürokratischen Abart, zeigte die kurzfristige Reorganisation der
Produktion beim Ausbruch des zweiten Weltkriegs. Nicht nur die
Produktion wurde schnell auf Kriegsmaschinerie umgerüstet, sondern
auch 1.300 Betriebe innerhalb weniger Jahre weg von der drohenden
Front in den Osten des Landes verlagert.

Am
8. Mai 1945 kapitulierte die Wehrmacht bedingungslos gegenüber den
Westmächten und dann am 9. Mai gegenüber der Sowjetunion. Der
imperialistische Vernichtungskrieg kostete 60 Millionen Menschen das
Leben. In seinem Schatten fand die verbrecherische industrielle
Massenvernichtung politischer Gegner_Innen und vor allem von
Jüd_Innen in der Shoa statt.

KASTEN: Die Rote Armee und die Frauen
Etwa 800.000 Frauen kämpften in der Roten Armee, ob im Heer, in der Luft, zur See oder im

Innendienst. Ab 1941 begann die Anwerbung von Frauen, die bis dato die „traditionellen
Männerberufe“ an der „Heimatfront“ übernehmen sollten, zuerst nur in Zuarbeit als Funkerinnen

oder Sanitäterinnen, wurde ab ’42 die Ausbildung ausgeweitet. Die Möglichkeit für Frauen für
einen, wenn auch degenerierten, Arbeiter_Innenstaat zu kämpfen, ist eine Errungenschaft, die
keine andere Armee in dieser Form freiwillig einführte. Es gab aber auch negative Seiten. So
mussten sich Frauen vor allem gegenüber den männlichen Rotarmisten und deren Vorurteilen

durchsetzen. Viele gingen aus Angst vor Vergewaltigungen und Übergriffen ‚Liebesbeziehungen‘
ein. So stellte die Menstruation als auch ihr Ausbleiben im Gefecht eine hohe Gefahr für die
Soldatinnen dar. Nach dem Krieg hielten viele ihre Vergangenheit geheim, um weiterhin als

heiratsfähig, somit weiblich, zu gelten. Ausführlicher hierzu, aber auch zu Heldinnentaten, können
wir „Der Krieg hat kein weibliches Gesicht“ von Swetlana Alexijewitsch empfehlen.

Die Rote Armee gegenüber zivilen Frauen
Es wird geschätzt, dass zwei Millionen Frauen und Mädchen im Zuge der Felderoberungen der
Roten Armee Vergewaltigungen zum Opfer gefallen sind. Dies ist ein abscheuliches Verbrechen

und zeigt die Verrohung der Roten Armee im Krieg, doch im Nachhinein wurde dies oft als
antikommunistisches Argument benutzt, indem es verzehrt dargestellt wird, denn die Gewalttaten
der Faschisten und des gesamten imperialistischen Krieges waren unbeschreiblich und haben erst

zu dieser Verrohung beigetragen.
Der Umgang unter den Rotarmisten mit Frauen ist ein Beispiel für den Bruch mit der alten

Eidesformel des Rates der Volkskommissare, hier hieß es u. a. „Ich verpflichte mich, mich selbst
und die Genossen von Handlungen abzuhalten, die die Würde eines Bürgers der Sowjetrepublik

herabsetzen, und mein ganzes Tun und Denken auf das große Ziel der Befreiung aller Arbeitenden
zu richten.“



Rote Armee eine besondere Kraft

Die
Sowjetunion war keine Kriegspartei wie die anderen kapitalistischen
Staaten. Die Politik der anderen Alliierten bestätigt das: Neben dem
Sieg über den Faschismus (der in erster Linie eine wild gewordene
imperialistische Konkurrenz darstellte) war auch die Schwächung der
Sowjetunion ihr Ziel. Die SU war zu dieser Zeit ein sogenannter
degenerierter Arbeiter_Innenstaat: Die Fabriken und Ländereien waren
zwar verstaatlicht und die Bourgeoisie entmachtet, jedoch lag die
Kontrolle über die Produktionsmittel nicht in den demokratischen
Händen der Arbeiter_Innen, sondern in denen einer Bürokratie. Diese
verfolgte ihre eigenen privilegierten Interessen und wurde so zu
einem Hindernis in der internationalen Revolution. Vielmehr ging es
der Bürokratie um einen Kompromiss mit dem Imperialismus – der
Hitler-Stalin-Pakt, aber auch die Zusammenarbeit mit den Alliierten
zeigen das. Dies bedeutete einen Verrat an der Losung Lenins der
„Umwandlung des
gegenwärtigen imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg [,
als] […]
die einzig richtige proletarische Losung.“
Wir kritisieren dabei nicht die taktisch-militärischen Absprachen,
sondern die politische Dimension dieses Paktes. Letztlich schloss die
Bürokratie ihren Frieden mit dem Kapitalismus auf Weltebene.

Im
Februar 1946 wurde die Rote Armee in Sowjetarmee umbenannt, was den
falschen Frieden der Sowjetunion mit dem kapitalistischen Ausland
unterstreicht. Leo Trotzki analysierte in seinem Werk „Die
verratene Revolution“ von 1936 die Sowjetunion als einen
degenerierten Arbeiter_Innenstaat, in der die Bürokratie der
Arbeiter_Innenklasse die politische Macht entrissen hat. Die SU
verharrte in einem Zwischenstadium zwischen Kapitalismus und
Sozialismus und in nationaler Isolation. Dieser Zustand musste
entweder zum Sturz der Bürokratie durch eine politische Revolution



mit Wiedereinführung einer Arbeiter_Innendemokratie und zur
Internationalisierung der Revolution führen oder zur
konterrevolutionären Restauration des Kapitalismus – die 1989
eintrat.

Trotzdem
war die Sowjetunion mit dem vergesellschafteten Eigentum eine
historische Errungenschaft, die es auch für Internationalist_Innen
und Gegner_Innen Stalins zu verteidigen galt. Deshalb war auch der
Kriegseintritt berechtigt und notwendig. Er führte zur Zerschlagung
des Faschismus als Rammbock gegen die Arbeiter_Innenbewegung,
beendete den Völkermord und erhielt zeitweilig die Errungenschaften
der Oktoberrevolution. Deshalb sagen wir, damals, wie heute: Dank
euch ihr Sowjetsoldat_Innen!

Linke Politik in der Pandemie?!
(TEIL 1)
Florian Hiller

In
einem anderen Artikel haben wir bereits die Gefahren analysiert, wie
rechte Parteien und faschistische Strukturen die Corona-Krise für
sich nutzen könnten. Pünktlich zum 1. Mai, dem internationalen
Kampftag der Arbeiter_Innenklasse, startet nun unsere Artikelreihe
zum Thema linke Politik in Zeiten von Corona. In 3 Teilen wollen wir
untersuchen, welche Fragen sich welche Teile der Linken stellen, was
sie fordern und wie sie ihre Forderungen umsetzen. Los geht es heute
mit dem 1. Teil zum Thema Gewerkschaftspolitik.

Was
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macht die Klasse?

Die
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt in Deutschland sind noch nicht ganz
zu erfassen. Die aktuellste Erhebung der Arbeitslosenzahl geht auf
den 12. März zurück, also bevor in Deutschland das Corona-Virus so
stark ausbrach. Fest steht allerdings bereits, welche Maßnahmen
ergriffen werden: Die Bundesregierung setzt, wie schon bei der
Finanzkrise ab 2008/2009, auf Kurzarbeit. Das bedeutet, dass der_die
Arbeiter_In nur noch maximal 67% ihres Gehalts bekommt, nach einer
neuen Regelung erhöht sich der Prozentsatz aber nach 4 Monaten auf
77 % und nach 7 Monaten auf 80% . Zum 14. April haben bereits 725.000
Betriebe Kurzarbeit angemeldet. Das sind jetzt schon 30 mal so viel
wie 2009. Diese Zahlen deuten darauf hin, dass es im Verlauf dieses
Jahres auch zu Massenentlassungen kommen kann. Wer sich davon ein
Bild machen möchte, schaue auf die Zahlen der USA. Dort haben
innerhalb von einem Monat mehr als 26 Millionen Menschen ihren Job
verloren. Das sollte uns aber nicht zu dem Gedanken verleiten lassen,
in Deutschland würde, anders als in den USA, im Sinne der
Arbeiter_Innenklasse gehandelt werden. Das Kurzarbeiter_Innengeld
wird ebenso wie die Finanzhilfe für klamme Unternehmen über
Arbeitslosenversicherung bzw. Steuern finanziert – die Kosten also
überwiegend auf die ArbeiterInnenklasse und Mittelschichten
abgewälzt.
Während viele Arbeiter_Innen aufgrund von
Lohneinbußen um ihre Existenz bangen, lockerte die Bundesregierung
das Arbeitsschutzgesetz damit Unternehmen ihre Arbeiter_Innen länger
zur Arbeit zwingen können. Dabei soll nicht nur die
Höchstarbeitszeit auf 12 Stunden pro Tag und 60 Stunden pro Woche
angehoben werden, sondern gleichzeitig die Ruhezeit von 11 auf 9
Stunden verkürzt werden. Besonders unterdrückte Teile unserer
Klasse wie Frauen, Migrant_Innen, LGBTIA und Jugendliche sind noch
zusätzlich von den Folgen betroffen. So sind wir häufig die ersten
die entlassen oder in prekäre Beschäftigungsverhältnisse gezwungen
werden. Auch müssen wir die aktuell besonders sichtbaren akuten



Mängel im Gesundheitssystem als Angriffe auf unsere Klasse
verstehen, da dieses über Jahrzehnte hinweg zu Spottpreisen an
private Investor_Innen verkauft wurde. Ebenso trägt die Tatsache,
dass beispielsweise Schulen wieder eröffnet werden sollen aber das
Demonstrationsrecht weiter eingeschränkt bleibt, einen klaren
Klassencharakter, da uns hier Rechte genommen werden, die sich die
Arbeiter_Innenklasse lange erkämpfen musste, während gleichzeitig
Unternehmensprofite über unsere Gesundheit gestellt werden.

Sozialpartnerschaft,
Standortnationalismus und rassistische Ausgrenzung

Damit
sind nur die schärfsten Angriffe auf die Arbeiter_Innenklasse
genannt. Angesichts der Situation müssten doch diejenigen, die die
Arbeiter_Innenklasse vertreten wollen, laut aufschreien –

angefangen
mit den Gewerkschaften. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB)
verkündetet bereits Mitte März: „Die
Sozialpartner stellen gemeinsame Verantwortung in der Coronakrise
über Differenzen“. Diese Aussage klingt erst einmal ganz nett aber
zeigt bei genauerem Hinschauen sein wahres Gesicht: Im Klartext
bedeutet das nämlich, dass sich die Gewerkschaften (als einer von 2
Sozialpartnern) nicht gegen die geplanten Angriffe der Unternehmen
(dem anderen Sozialpartner) wehren werden und alles hinnehmen,
solange es nur dem ach so tollen Wirtschaftsstandort Deutschland
nutzt. Ganz in diesem Sinne wirkt die Internetseite des DGB eher wie
ein Informationsportal, das die kommenden Einschnitte für
Arbeiter_Innen erklärt, aber nicht wie ein Sprachrohr für eine
kämpferische Arbeiter_Innenklasse. Sozialpartnerschaft bedeutet
also, dass die „Arbeitnehmer_Innen“ gemeinsam mit den
„Arbeitgeber_Innen“ als Sozialpartner kooperativ Entscheidungen
treffen. Was als Stütze einer sozialen Politik verkauft wird, führt
letztendlich vor allem dazu, dass die Klassengegensätze verschleiert
werden. Die einen entlassen, um Kosten einzusparen, die anderen



lassen es mit sich machen. Unterdrücker_In und Unterdrückten wird
ein gemeinsames Interesse zugeschrieben, so auch jetzt, wenn davon
gesprochen wird, dass wir vor Corona alle gleicht wären und wir
gemeinsam (gemeinsam endet dabei auch an den Nationalstaatsgrenzen)
durch diese Krise gehen müssen. Diese Politik wird auch als
„Burgfriedenpolitik“ bezeichnet. Der Begriff entstand im 1.
Weltkrieg, als die Regierung die Bevölkerung davon überzeugen
wollte, dass Sie in den Krieg ziehen müsste, um das „Vaterland“
zu verteidigen. Bis auf den linken Teil um Karl Liebknecht und Rosa
Luxemburg, schloss sich die SPD damals dieser nationalistischen
Politik an und sprach auch damals von einem „gemeinsamen
Interesse“, das vor die Differenzen gestellt werden muss.
Belege
dafür, dass es aktuell vor allem um die Interessen der Unternehmen
geht, gibt es genug (wie bereits im ersten Teil beschrieben):
Kurzarbeiter_Innengeld, 12-Stunden-Tag, aber auch viele andere
Probleme, die damit einhergehen, wie zum Beispiel die Frage wie
Geringverdiener_Innen ihre Miete in Zukunft zahlen sollen.
Die
IG Metall feiert sich derweil, dass sie die Erhöhung des
Kurzarbeiter_Innengeldes mit ausgehandelt hat. Wie mit dem Loch in
der Arbeitslosenversicherung, das dadurch entsteht, umgegangen werden
soll, wird dabei jedoch nicht geäußert.
Aber nicht nur, dass
die Gewerkschaften ungenügend auf die Angriffe durch die
„Corona-Maßnahmen“ reagieren, werden auch andere Kämpfe, die
schon vor Corona liefen, ausgesetzt. In der Automobilbranche sind
nämlich schon seit letztem Jahr Arbeitsplätze bedroht. Darüber
sollte auch in der aktuellen Tarifrunde gesprochen werden, diese
wurden jetzt aber abgesagt.
Die Niederlegung von Streiks und
Tarifverhandlungen trifft auch andere Branchen, wie zum Beispiel die
Arbeiter_Innen aus der Ernährungsindustrie in Sachsen, die zuletzt
Aufmerksamkeit erregten, weil sie zum ersten Mal seit der Wende
streikten, um für einen gleichen Lohn für die Beschäftigten im



Osten zu kämpfen. In Betrieben im Westen verdienen Menschen für die
gleiche Arbeit bis zu 760€ mehr im Monat. Alle Arbeitskämpfe
wurden nun abgesagt.
Auch abgesagt wurden alle Veranstaltungen
vom DGB zum 1. Mai. Was auf den ersten Blick als Aufgabe des
wichtigsten Kampftages der Arbeiter_Innenklasse erscheint, ist
letztendlich nur konsequent. Von Klassenpolitik haben sich die
Gewerkschaften, aber auch SPD und die Linke sowieso schon lange
verabschiedet. Bierzeltpartys müssen nun wirklich nicht sein in der
aktuellen Situation. Für alle anderen, die diesen Tag nutzen wollen,
um für die Arbeiter_Innenklasse zu kämpfen, ist dies natürlich
eine traurige Entscheidung.

Klassenkampf
ist möglich!

Dass
es auch anders gehen kann zeigen Beispiele in Italien. Nachdem die
Regierung verkündete, dass alle Firmen schließen sollen, die nicht
„systemrelevant“ seien, kam es in einigen Fabriken zum Streik.
Denn das Label „systemrelevant“ wurde hier sehr großzügig im
Interesse der Kapitalist_Innen verliehen, sodass ArbeiterInnen aus
der Metall- und Chemieindustrie zum Streik aufriefen, unterstützt
von den Gewerkschaften.
Auch in Spanien kam es zu ähnlichen
Situationen. Dort legten 5000 Arbeiter_Innen eines Mercedes-Werks die
Arbeit nieder, um die Schließung zu erzwingen. Währenddessen riefen
auch Mieter_Innengewerkschaften zum Streik gegen fehlende
Notmaßnahmen der sozialdemokratischen Regierung auf.
Das zeigt
auch, dass Hoffnungen auf anhaltende Verbesserungen durch Reformen
von Sozialdemokrat_Innen und Linkspopulist_Innen vergeblich sind, da
sie letztendlich der Profitlogik eines globalisierten Kapitalismus
nicht entkommen können.

Für



einen konsequenten Internationalismus!

Was
all den linken Kräften besonders fehlt ist ein
internationalistischer Standpunkt. Wenn nun viel von „wachsender
Solidarität“ gesprochen wird, z.B wenn alle Parteien gemeinsam
hinter dem Corona-Paket stehen, wird oft vergessen, dass eine
wachsende Solidarität innerhalb eines Nationalstaats auch schnell
mit wachsender Ausgrenzung gegenüber Nicht-Staatsbürgern
einhergeht. Der Begriff der „Burgfriedenpolitik“ entstand ja auch
während des Weltkrieges, dort war auch eine wachsende Solidarität
innerhalb Deutschlands zu beobachten. Ein Zusammenhalten gegen den
äußeren Feind. Auch bei der Bekämpfung von Corona passiert genau
das: Grenzen werden geschlossen, jeder Staat probiert für sich
bestmöglich die gesundheitlichen Folgen der Bevölkerung, aber vor
allem die wirtschaftlichen Folgen für die nationale Bourgeoisie,
abzuwehren. Daran droht aktuell auch das Projekt der Europäischen
Union weiter zu zerfallen. Dazu kommt die verheerende Situation in
den Geflüchtetenlagern in Griechenland. Noch vor der Corona-Pandemie
war dies ein großes Thema. Obwohl es gerade jetzt noch deutlich
wichtiger geworden ist, die Camps zu evakuieren, wird das Thema kaum
von den Gewerkschaften angesprochen. Klassenkämpferische Politik
sollte sich aber auch nicht nur auf Europa beschränken, sondern auch
die weltweiten Folgen der Pandemie analysieren. Auch wenn der
befürchtete schwere Ausbruch in den meisten halbkolonialen Ländern
bisher ausgeblieben ist, heißt das nicht, dass sie die Pandemie
nicht trotzdem hart treffen wird. Krisen treffen im Kapitalismus
immer die wirtschaftlich schwachen, das gilt nicht nur innerhalb
eines Staates, sondern auch weltweit. Die wirtschaftlichen
Auswirkungen werden deshalb besonders halbkoloniale Länder treffen
und zu einem starken Anstieg von an Hunger leidenden Menschen führen.
Hierzu braucht es eine internationale Vernetzung der
Gewerkschaftsbewegung und gemeinsame Forderungen!

Konzerne



Enteignen und unter ArbeiterInnenkontrolle!

Wenn
Linken-Vorsitzende Katja Kipping vom „sozialen Fortschritt“ durch
das „Corona-Paket“ spricht, dann meint sie vielleicht
auch die wachsende Möglichkeit Firmen, die jetzt in Probleme
geraten, zu verstaatlichen. In Anbetracht der starken
Privatisierungen der letzten Jahre, die uns ja gerade die Probleme im
Gesundheitssystem gebracht haben, kann wirklich von Potentialen für
einen „sozialen Fortschritt“ gesprochen werden. Dabei muss aber
auch beachtet werden, dass das nicht bedeutet, dass sich das
verstaatlichte Unternehmen komplett der Profitlogik des Kapitalismus
entziehen kann. Der Staat kann das
Kapitalismus-Game genauso gut spielen wie ein privater Konzern.
Außerdem kann es nach der Corona-Krise
auch schnell wieder zu einer Welle von Privatisierungen kommen „um
die Wirtschaft zu stärken“. Den Kapitalist_Innen wird dann
eigentlich nur geholfen durch die Krise zu kommen, um ihnen
anschließend wieder zum Profit zu helfen. Deshalb muss die
Verstaatlichung auch immer mit der Frage der Arbeiter_Innenkontrolle
verbunden werden. Zum Einen, damit die Arbeiter_Innen gemeinsam die
Vergesellschaftung verteidigen können. Zum Anderen können sie sich
so organisieren, um letztendlich wirklich eine Produktion für die
Bedürfnisse aller Menschen und nicht nur zum Profit einer Minderheit
zu erkämpfen. Um das zu erreichen, müssen sich die kontrollierten
Firmen untereinander vernetzen, um die Revolution im ganzen Staat und
letztlich international auszuweiten. Dazu braucht es eine
kämpferische Gewerkschaftspolitik, die, gemeinsam mit einer
revolutionären Partei, den Kampf gegen das Kapital organisiert.



Der Konflikt in Venezuela bleibt
heiß: Kopfgeld auf Maduro
Alex Metzger

In einer
Pressekonferenz erhob US-Justizminister William Barr schwere Vorwürfe
gegen Venezuelas Präsident Nicolás Maduro. Dabei wird ihm
vorgeworfen, als Chef eines Internationalen Drogenkartells den
Schmuggel von Rauschgift durch Südamerika in die Vereinigten Staaten
zu koordinieren. Nun setzt die US Regierung ein Kopfgeld in Höhe von
15 Millionen $ auf Hinweise aus, die zur Ergreifung von Maduro
führen.

Kurz zur Faktenlage:
Daten der CCDB(einer Datenbank, die den „Kampf gegen die Drogen“
in Amerika dokumentiert) deuten darauf hin, dass 2018 ca. 7 mal mehr
Kokain durch Guatemala(1400 Tonnen) transportiert wurde als durch
Venezuela(210 Tonnen)! Der guatemalische Regierungschef wird jedoch
nicht behelligt.

Woher diese Anschuldigung?

Im Zuge des
internationalen Rechtsrucks hat es auch in Südamerika
Regierungswechsel und Putsche gegeben, die das Kräfteverhältnis auf
dem Kontinent eindeutig zugunsten der reaktionären Seite verlagern.
Genannt seien hier: Jair Bolsonaro in Brasilien, der Putsch gegen Evo
Morales in Bolivien, die Regierung
Piñera
in Chile.

In Venezuela soll
dies nun auch passieren und es gibt schon länger den Konflikt
zwischen dem venezolanischen Präsidenten Maduro und den USA, die
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versuchen, ihn aus dem Amt zu kicken und mit jemanden zu ersetzen,
der sich nicht mehr weigert, den Markt vollends zu öffnen und die
Industrie zu privatisieren. Deswegen versucht die amerikanische
Regierung seit Jahren, der Regierung Venezuelas Verstrickungen ins
internationale Drogenkartell anzuhängen. Dabei ist die Ausschreibung
des Kopfgeldes eine Machtdemonstration Trumps für seinen Einfluss in
Lateinamerika, während er beispielsweise im arabischen Raum(Syrien,
Iran) aber auch im Konflikt mit Nordkorea dem Anspruch des US
Imperialismus als bissige Ordnungsmacht/
Alpha Predator/ Boss der Welt nicht gerecht wird. Die
zunehmende Herausforderung durch den chinesischen Imperialismus immer
im Blick.

Gleichzeitig steht
Trump in den USA relativ kurz vor der Präsidentschaftswahl und
versucht mit der klassischen Anti-Drogen-Law-and-Order-Politik Stärke
zu beweisen und von seiner fatalen Corona-Krisenpolitik abzulenken.

Dass
Handelsbeschränkungen wie Sanktionen auch während der
Corona-Pandemie nicht gelockert werden und diese Politik den Menschen
in Venezuela und sonst wo vor allem schadet, beweist eindeutig, dass
es den amerikanischen Imperialismus selbst in solchen Zeiten einen
feuchten Kehricht schert, welche mörderischen Auswirkungen die
eigene Politik überall auf der Welt hat.

Imperialistische Umtriebe

Seit knapp 3 Jahren
tobt in Venezuela ein Kampf um die Macht, an dem sich verschiedene
imperialistische Staaten aber federführend die USA beteiligen. Auf
einer Seite der geputschte Präsident Nicolás
Maduro, Nachfolger von Hugo Chaves, den wir als linksbonapartistisch
einstufen. Das heißt, dass die Regierung sich dadurch auszeichnet,
dass durch z.B. Öleinnahmen finanzierte Zugeständnisse an die
Bevölkerung gemacht werden, was in ökonomisch guten Zeiten die



Lebenssituation der Bevölkerung verbessern kann. Dies wird dann
populistisch ausgeschlachtet. Gleichzeitig geht sie aber auch hart
gegen linke Oppositionelle, Gewerkschaften und Basisprojekte vor, die
sich beispielsweise gegen die Legalisierung privater Investitionen
aus imperialistischen Ländern und andere Maßnahmen im Sinne des
Kapitals und der Imperialist_Innen zur Wehr setzen. Ein linker
Bonaparte
schafft es dabei, die politische Macht zu zentralisieren, indem er
zwischen den Interessen der Klassen balanciert und die eigene
bürokratische Kaste wie auch das Militär stramm auf Linie hält.
Maduro will sich dabei von den USA weder politisch noch
wirtschaftlich abhängig machen, was auch Teil des eigenen Populismus
ist. Da Trump den US-amerikanischen Einfluss in Südamerika festigen
will, soll Maduro weichen und wenn es durch solche krummen Moves wie
mit dem Vorwurfs des Drogenhandels sein muss.

Auf der anderen
Seite die Person, die ihn ersetzen soll: Juan Guaidó, seines
Zeichens ehemaliger Parlamentspräsident Venezuelas und
wirtschaftsliberaler Politiker. Das bedeutet zum Beispiel, dass er
die Bodenschätze Venezuelas schnellstmöglich für den
imperialistischen Raubbau verfügbar machen möchte. Dabei geht es
vor Ort um Öl, Gold, Silber, seltene Erden… Guaidó ist den USA
treu und erhält wiederum politische und wirtschaftliche
Unterstützung von ihnen. So konnte er sich Ende Januar 2019 zum
Interimspräsidenten erklären und wird dabei international von über
150 Ländern anerkannt (Dabei Weite Teile Südamerikas, außer
Bolivien, und westliche Imperialistische Länder).

Für eine genauere
Einschätzung des Konflikts, checkt einfach unsere Homepage:

Venezuela: Kein Ende des Konflikts in Sicht

Der Weg aus der Krise

https://onesolutionrevolution.de/venezuela-kein-ende-des-konflikts-in-sicht/


Noch ist der Kampf um die Macht in
Venezuela nicht entschieden. Klar ist, dass wir die Errungenschaften
der venezolanischen Revolution gegen jeden imperialistischen Einfluss
verteidigen. Gleichzeitig müssen wir aber auch verstehen, dass
Maduro kein Sozialist, Venezuela kein Sozialismus ist und die
Errungenschaften unzureichend sind.

Die Revolution ist zum Stillstand
gekommen, ohne die Industrie restlos verstaatlicht zu haben. Die
Bourgeoisie darf weiter Profite machen und mit ihren Privilegien
leben. Teile der enteigneten Bourgeoisie wurden sogar großzügig
entschädigt.

Weiterhin fußt Maduros Macht auf der
Unterstützung durch das Heer, welches weder demokratisch organisiert
noch kontrolliert ist. Demokratisch organisierte Milizen sind Teil
eines politischen Programms, welches seine Regierung mit aller Härte
bekämpft.

Diese Milizen wären zentraler
Bestandteil, um die Revolution in Venezuela voranzutreiben und sie zu
einer sozialistischen Revolution zu entwickeln. Dafür muss die
Bourgeoisie entschädigungslos enteignet werden. Die
Arbeiter_Innenklasse muss, gemeinsam mit den Bauern und der Jugend,
die Macht der Bürokratie brechen und eigene, mutige,
basisdemokratische Losungen aufstellen.

Eine solche Revolution könnte als
leuchtendes Beispiel in die gesamte Region strahlen und die
Arbeiter_Innen in Ländern wie Brasilien und Argentinien ermutigen,
den Kampf gegen ihre stockreaktionären Regierungen in eine
sozialistische, internationalistische Richtung zu treiben! Im Zuge
dessen braucht es auch den Kampf für den Aufbau von revolutionären
Parteien der Arbeiter_Innenklasse, die eine solche Richtung überhaupt
weisen können.



Nein zum
erneuten Putschversuch durch den US Imperialismus, entlarven wir
die
haltlosen Anschuldigungen von William Barr!
Verteidigen
wir die Bolivarische Revolution gemeinsam gegen imperialistische
Aggressionen!

Für die
Permanenz der Bolivarischen Revolution! Nur wenn wir über die
bisherigen Schritte hinausgehen und die Eigentums- und die
Herrschaftsfrage gegeüber Kapital und Bürokratie stellen, können
wir die Revolution zum Erfolg führen.

Für internationale Solidarität
und den gemeinsamen Kampf gegen den Imperialismus sowie seinen
Unterstützer_Innen in Medien, Staat & Bildungswesen!

China:  Auf  dem  Weg  zur
Weltherrschaft  dank
Coronakrise?
Resa Ludvin

Fast die gesamte Welt steht still,
nur in China scheint es eine schrittweise Rückkehr zur Normalität
zu geben. Auch die allgemeine Angst vor einer Rezession sucht man in
China vergeblich. Ganz im Gegenteil. China inszeniert sich als großer
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Helfer betroffener Länder, Bezwinger des Virus‘ und scheint schon
jetzt Gewinner der Krise zu sein.

Und das trotz der immensen
Bevölkerungszahl, Zusammenleben auf engstem Raum und einem
Gesundheitssystem, das alles andere als
sozial ist. Waren Krankenhäuser einst staatliche
Institutionen mit Hauptaugenmerk: Gesundheit der Bevölkerung ohne
Wenn und Aber, ist das System heute gerade auf dem Land unterversorgt
und Behandlung gibt es nur mit Vorkasse – wer hier zuerst versorgt
wird, ist offensichtlich, denn auch im angeblich „kommunistischen“
China hat sich in den letzten Jahrzehnten eine
Bourgeoisie herausgebildet.

Genau dieser Ort soll also nicht nur
Ausgangspunkt, sondern auch erfolgreicher Bezwinger des Virus sein?
Im November 2019 trat das Coronavirus
zum ersten Mal bei einem Menschen in China auf. Wurde es da
noch totgeschwiegen und jene, die darüber
sprechen wollten, mundtot gemacht, erfolgten ab Ende Januar
die ersten großflächigen Maßnahmen zur Eindämmung. Für über
eine Milliarde Menschen, die in der
Volksrepublik leben, bedeutete dies Ausgangssperren,
Reisebeschränkungen und Kontaktreduzierungen bis hin zum kompletten
Lockdown der am schwersten
getroffenen Region, die 60-Millionen-Provinz Hubei mit ihrer
Hauptstadt Wuhan. Doch schon ab April 2020 verzeichnet China
offiziell keine neuen Fälle, Hubei wurde wieder zur Ein- und
Ausreise geöffnet und man überlegt sogar, die Schulen demnächst
wieder zu öffnen. Doch ist auch hier nicht alles Gold, was glänzt:
So kam es im März 2020 in Wuhan zu spontanen Protesten, die in China
aufgrund fehlender Versammlungsfreiheit verboten sind. Grund hierfür
war, dass die Lebensmittelversorgung durch Peking nur schlecht
funktionierte.

Warum kommt China



schneller wieder auf die Beine?

Schauen wir uns an, warum es China
leichter fallen könnte, den kapitalistischen Normalbetrieb
wiederaufzunehmen: Durch das autoritäre Regime kann berechtigter
Widerstand sowie die
Interessen der Bevölkerung aus der Entscheidungsfindung
herausgehalten werden, was zu einem entschlossenen aber auch
rücksichtslosen Vorgehen führt. Doch noch deutlich wichtiger als
die politische Sphäre ist die wirtschaftliche: Auch wenn China seit
der Öffnung in den 70er Jahren weit von der maoistischen Linie
abgewichen ist, so haben sie doch eine spezielle Form der
kapitalistischen Wirtschaft.
Vergleichen wir das chinesische Wirtschaftssystem mit dem
Deutschlands: In Deutschland herrscht bis auf wenige Ausnahmen freie
Markt- und Konkurrenzwirtschaft in der unterschiedliche Firmen in
erster Linie für ihre eigenen Interessen einstehen, getreu dem Motto
„Der Markt regelt sich selbst“.
In China gilt dieses Prinzip nur zum Teil, denn dort sind viele
Schlüsselindustrien nicht in der „freien Hand des Marktes“,
sondern staatlich bzw. teilstaatlich oder zumindest eng mit der
Partei verbunden. Insgesamt ist der Einfluss der Regierung auf die
Produktion wesentlich höher als in anderen imperialistischen
Ländern. Man könnte es also als „Kapitalismus unter der Diktatur
einer Partei“ bezeichnen. So sind
die nationalen Bestrebungen der Regierung eine der treibende Kräfte
der chinesischen Wirtschaft und ihres Aufschwungs. Dies verbindet
sich mit den Interessen der Bourgeoisie, die durch die geöffnete
Kapitalakkumulation entstanden ist und mit enger Verbindung zum
Parteiapparat, neben der Arbeiter_Innenklasse existiert.

Da sich viele jener
Schlüsselindustrien in Staatshand befinden, die nicht nur für die
Versorgung, sondern vor allem im internationalen Wettbewerb wichtig
sind, gab es weniger Blockaden, die Produktion in Zeiten der



Coronakrise bedarfsorientiert umzustellen. Ziehen wir hier wieder den
Vergleich zu Deutschland, so sehen wir, dass eben jene
Schlüsselindustrien einerseits nie in Staatshand waren und
andererseits weitere lebenserhaltende Bereiche, die früher staatlich
waren, in den letzten Jahrzehnten zunehmend privatisiert oder
runtergekürzt wurden, allen voran im Gesundheitssektor. Nur so kann
man verstehen, warum sich China schneller erholt. Zusätzlich dazu
gab es geplante Interventionen der Regierung wie ein riesiges
Krankenhaus, das in Wuhan innerhalb weniger Tage für die
Corona-Infizierten entstanden ist. Allerdings ist es für die
chinesische Regierung gerade wichtig, dass Hubei schnell wieder
einsatzfähig ist, denn dort befinden sich wichtige Standorte der
Automobil- und Elektronikbranche.

Nichtsdestotrotz
ist auch anzuzweifeln, dass die Zahl der Neuansteckungen wirklich auf
0 gesunken ist und diese Nachricht nicht eher dem Propagandaapparat
der Kommunistischen Partei
entspringt. Der Verdacht kommt nicht von ungefähr, wenn man
bedenkt, dass China schon zu Beginn die Krankheitsfälle
verheimlicht hat und es Journalist_Innen in China immer noch schwer
haben über die Situation zu
berichten. Unabhängige Journalist_Innen waren in den letzten
Monaten aus der Krisenregion Wuhan ausgesperrt worden. Laut Reporter
Ohne Grenzen verschwand sogar ein chinesischer Journalist spurlos,
der in Wuhan recherchierte. Weitere Maßnahmen waren die Zensur der
chinesischen Äquivalenten zu Youtube und WhatsApp,
indem Inhalte blockiert wurden, die den Virus betreffen. Das
Interesse, es nun kleinzureden, läge darin, als erster wieder die
Wirtschaft voll anlaufen zu lassen. Alle betroffenen Länder
konkurrieren nämlich gerade darum, wer als erstes die Maßnahmen
lockern kann und damit die freigewordenen Märkte und
Profitmöglichkeiten für sich zu beanspruchen. Dass jetzt China als
erstes wieder zur Normalität zurückkehrt, ob legitimerweise oder
nur durch Beschönigung der Situation, dürfte dazu führen, dass die



chinesische Wirtschaft alle Möglichkeit hat, die Konkurrenz
abzuhängen und damit auf der Gewinnerseite der kommenden Krise zu
stehen.

Resultat: Verstärkte
Abhängigkeit als Kollateralnutzen der Krise

In den letzten Jahren befand sich
China auf dem Weg, ihren Einflussbereich zu vergrößern, nicht
zuletzt mit Projekten wie der neuen Seidenstraße.
Infrastrukturprogramme in Zentralasien, Verlagerung der Produktions-
und Umweltkosten in afrikanische Länder und dem Einkaufen von
chinesischen Investor_Innen in europäische Firmen dabei unter
anderem strategisch nützliche wie der Hafen von Piräus oder
Medienbetriebe. Vor allem in Zeiten der Zerstrittenheit der EU, die
sich darin ausdrückt, dass sich in puncto Corona-Hilfen über ein
lange Zeit jede_R der Nächste war, springt China ein. Warum hatte
China es da so einfach? Man könnte meinen, bei einer Krise diesen
Ausmaßes helfen in der „Werteunion EU“ die, die können, indem
sie Ressourcen in Form von Masken, medizinischer Geräte o.ä.
entbehren können. Weit gefehlt. Deutschland hat lange zugeschaut wie
in Italien und Spanien die Menschen massenhaft sterben und jetzt
kommt verspätet ein kleines Hilfspaket. Doch wir dürfen uns nicht
davon und von den Worten Heiko Maas‘ täuschen lassen, dass es
„gelebte EU-Solidarität“ sei, während der Corona-Krise „Hilfe
ohne Folterwerkzeug, also ohne Troika und harte Sparauflagen“ zu
leisten. Denn das bedeutet mit
anderen Worten:„Die EU ist gerade zu instabil, um Südeuropa
weiterhin dreist ausbluten zu lassen. Machen wir also jetzt erstmal
langsam, damit wir sie nicht als Halbkolonien verlieren und das
„Folterwerkzeug“ vielleicht zu einem anderen Anlass nochmal zum
Einsatz kommen kann!“

Aber auch Chinas Hilfe und
Nichthilfe ist politisch motiviert. In den Ländern, in denen sie
Hilfe leisten, wollen sie das Narrativ des „Anführers der kleinen



Länder“ stärken, was daher kommt, dass sie weiterhin offiziell
als Schwellenland gehandelt werden und das ironischerweise für den
Ausbau ihrer Weltmachtstellung benutzen. So sollen sich die Hilfen in
Europa, Afrika und Zentralasien doch auch irgendwann auszahlen.
Hierbei sind besonders einige afrikanische Länder gefährdet, in
Abhängigkeit zu fallen, da ohnehin schon der Einfluss Chinas immens
ist. Noch deutlicher sieht man die politischen Hintergedanken in den
Fällen, in denen China nicht hilft, allen voran den USA: Schon seit
geraumer Zeit vor Corona gibt es gewaltige Spannungen zwischen den
Weltmächten durch den Handelskrieg, Nordkorea und der allgemeinen
Konkurrenz. Nun wird die USA zum neuen Zentrum der weltweiten Krise.
Naiverweise könnte man meinen, dass dennoch die Leben der Menschen
in den USA vor allem der besonders bedrohten Arbeiter_Innen und
Minderheiten gerade mehr zählen als die Worte eines Präsidenten,
der China die Schuld an der Pandemie gibt. Dennoch weigert sich
Peking, fehlendes Material wie Schutzmasken in die USA zu schicken.
Corona mutiert zum Mittel der Erpressung und wieder einmal zeigt
sich, dass die wahre Pandemie der Kapitalismus ist.

Reaktionen auf chinesische
Maßnahmen

Schaut man sich die Reaktionen in
puncto chinesischer Coronamaßnahmen an, so finden sich auch hier die
stets wiederholende Erklärungsmuster und gut verinnerlichte
Reaktionen gegenüber China wieder. Von Rassist_Innen, die
irrationale Ängste und gezielte politische Hetze auf asiatisch
aussehende Menschen projizieren bis hin zu China-Verehrer_Innen.
Schauen wir uns drei Reaktionen an.

Typ1: „Schaut wie effektiv der
Sozialismus sein kann“

Man könnte ganz platt antworten:
Wenn das der Sozialismus ist, ist das nicht unser Sozialismus. Jedoch
sollte man sich vor Augen führen was China ist: eine aufstrebende



kapitalistische Macht mit imperialistischen Interessen, die ihren
Ansatz gänzlich aufgegeben hat, auch wenn das Land immer noch von
der KP regiert wird. Die wachsende Macht der Bourgeoise, das Halten
von Halbkolonien, Diskriminierung von Arbeiter_Innen, Minderheiten,
Frauen und die sonstige Liste der Dinge, die nicht mit dem
Sozialismus vereinbar sind, ist lang.

Typ2: „Wie effektiv doch
Zentralisierung ist“

Ja, gerade in Deutschland zeigt sich
in Zeiten der Krise die Schwäche des bürgerlich-„liberalen“
Staates. Lange Abwägungen zwischen der Gefährdung der Bevölkerung
und der Gefährdung der Wirtschaft und dadurch verspätete und
halbherzige Entscheidungen, die
für die Arbeiter_Innenklasse nicht zufriedenstellend sein können.
Doch liegt der „zentralstaatsliebende Typ mit Hang zum
Autoritarismus“ (denn nichts anderes steckt dahinter) falsch. Es
sind eben nicht straffe bürgerliche Staaten mit starker Führung,
die „uns“ aus der Krise navigieren, sondern höchstens die eigene
Wirtschaft. Auch in China stecken hinter dem entschlossen wirkenden
Handeln ständige Überlegungen, wie man die Wirtschaft möglichst
schnell wieder zum laufen bringen kann und dabei ist es bloß Glück
für uns, dass man dafür gewissermaßen auch Menschenleben retten
muss. In einer
sozialistischen Gesellschaft hingegen, also jene mit dem höchsten
Maß der Demokratie, wären die Voraussetzungen endlich gegeben,
wirklich zielstrebig solche Gefahren einzudämmen, da es
keinen Druck gibt, weiter Profiten hinterherzujagen, wodurch zum
Beispiel alle nicht-lebenswichtigen Arbeiten tatsächlich eingestellt
werden könnten. Außerdem kann die Produktion nach Bedarf umgestellt
werden. Und das ganz ohne autoritären Zentralstaat, sondern unter
der Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse.

Typ3: „Ja ok, aber ich will meine
Freiheit trotzdem nicht einschränken lassen“



Manchmal müssen für
außergewöhnliche Situationen außergewöhnliche Maßnahmen her und
dazu gehören auch solche wie jetzt. So könnte es sein, dass einige
der Einschränkungen tatsächlich sinnvoll sind. Doch an welchem
Punkt der „freiheitsliebende Typ“ sehr wohl Recht hat, ist, ob
wir uns „einschränken“ oder uns „einschränken lassen“. Mit
anderen Worten: Die Frage sollte nicht sein, inwiefern es
Einschränkungen der persönlichen Freiheitsrechte zur Bekämpfung
einer Krise in diesem Ausmaß gibt, sondern wer diese, aber auch die
Rückkehr zur Normalität kontrolliert und organisiert. Wir haben
gesehen, dass es die Regierungen und Kapitalist_Innen der freien
Wirtschaft nicht stört, Arbeiter_Innen in nicht-lebenswichtigen
Fabriken weiterarbeiten zu lassen wie in Spanien oder selbst dem
beschränkten bürgerlichen Staat weitere Freiheitsrechte zu
entnehmen wie in Ungarn. Doch wäre es falsch, zu sagen, dass es hier
allein um bürgerliche Freiheitsrechte der_des Einzelnen geht, hier
geht es um die Systemfrage. Im Kapitalismus ist Freiheit nur ein
Trugbild, das auch nur wenige zu Gesicht bekommen.

Stoppt das imperialistische
Taktieren – Gesundheit ist keine Druckmittel!

Auch wenn Corona als Virus
ungreifbar erscheint, darf man trotzdem bei Corona als Krise weder
ihre Wurzeln, die im Kapitalismus selbst liegen, noch ihre Auswirkung
auf die Neuaufteilung der Welt, die ebenfalls systembedingt ist,
verkennen. China macht sich die finanzielle Schwäche von Ländern zu
Nutze, nachdem sie jahrelang große Investitionen vor allem auf dem
afrikanischen und asiatischen Kontinent, aber auch in Europa getätigt
haben. Unsere Antwort als Sozialist_Innen muss daher sein:
Bedingungslose Hilfe über nationale Grenzen hinaus statt zu Nutze
machen der Krise für Profitinteressen. Die Krise ist global und
trifft vor allem die Arbeiter_Innenklasse hart. Wir fordern daher,
Kurzarbeit, sprich Kürzungen der Bezüge und Entlassungen, zu
stoppen. Für eine Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich –



lasst die Kapitalist_Innen zahlen!

Doch in einem System, dass auf
internationale Konkurrenz und somit Ausnutzen von Vorteilen basiert,
ist das illusorisch. Die Pandemie namens Kapitalismus bleibt. Derzeit
sehen wir auf wessen Händen die Gesellschaft tatsächlich steht,
wenn im Krankenhaus oder im Einzelhandel Menschen für das Überleben
schuften und es dennoch weiterhin Firmen gibt, die die Arbeiter_Innen
weiter in der Fabrik arbeiten lassen, weil sie nicht auf ihre Profite
verzichten wollen. So kam es in vielen Ländern zu spontanen Streiks
wie im März in einem norditalienischen Werk von Fiat-Chrysler. Genau
diese Kräfte müssen wir bündeln. Eine Arbeiter_Innenkontrolle muss
her, die nach Bedarf und nicht nach Profit produziert – in der
jetzigen Situation heißt das bspw. Produktion von
Desinfektionsmitteln statt Parfüm,
Beatmungsmaschinen statt Autos und die Verstaatlichung des
Gesundheitssystems unter Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse als
notwendige Maßnahme!

Defender  2020  abgesagt,  aber
der  Kampf  gegen  Militarismus
geht weiter!
Florian Schwerdtfeger

Ein
Gutes hat die Corona-Pandemie doch: Der größte Truppenübung gegen
Russland seit 25 Jahren musste abgesagt werden. „Defender 2020“
hieß die militärische Giga-Übung der NATO. Gar nichts davon
mitbekommen? Kein Wunder, während die Bundesregierung versucht hat,
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keinen großen Wirbel um das Thema aufkommen zu lassen, haben
antimilitaristische Linke und Friedensbewegungen es nicht geschafft,
eine größere gesellschaftliche Protestdynamik um das Thema herum zu
entwickeln. Die Linkspartei hat es zu einem Lippenbekenntnis gebracht
und das Manöver kritisiert. In einigen Städten gab es
Demonstrationen. Aber eine groß angelegte Mobilisierung gegen
Defender gab es nicht. Was die Kriegsgegner_innen nicht geschafft
haben, hat nun ein Virus erledigt: „Defender 2020“ wurde
abgesagt.

Doch
was war eigentlich geplant? Das NATO-Manöver sollte nicht nur die
letzten großen Übungen der NATO übertrumpfen, wie z.B. das
Kampfmanöver in Norwegen 2018, sondern sollte auch das größte seit
dem Kalten Krieg werden. Dabei sollte trainiert werden, wie schnell
Truppen und Material aus den USA in das Baltikum und Polen verlegt
werden können, was zufälligerweise strategisch wichtige Orte in
einem Krieg gegen den traditionellen Erzfeind Russland wären. Auch
wenn Generalleutnant Martin Schelleis erklärte, dass Russland nicht
Anlass der Übung sein solle, ist es mehr als deutlich, dass es sich
um ein Abschreckungs- und Vorbereitungsmanöver handelt.In
Militärkreisen wurde von ungefähr 37.000 Soldat_Innen vorrangig aus
den USA und rund 20.000 Stück an Materialien wie Waffen und
Fahrzeugen gesprochen. 5500 US-amerikanische Streitkräfte sind
aufgrund der Absage der Militärübung letztlich nur gekommen und
sollen nun wieder rückgeführt werden.

Auch  die  deutsche  Verteidigungsministerin  AKK hatte  sich  schon  darauf
gefreut,  kräftig  mitzumischen.  Neben  der  Beteiligung  einiger  tausend
Bundeswehrsoldat_Innen wollte Deutschland seine geostrategische Position
vor  allem  zur  zentralen  Verkehrsdrehschreibe  und  zum  militärischen
Logistikzentrum ausbauen.  Dieses  Vorgehen  beruht  ganz  auf  der  neuen
Doktrin,  die  in  den  letzten  Jahren  von  Bundespräsident  und
Verteidigungsministerium ausgegeben wurden: Schluss mit der „Kultur der
militärischen Zurückhaltung“, Deutschland müsse „mehr Verantwortung auf



der Weltbühne übernehmen“. Nach der letzten Wirtschaftskrise hat sich der
Kampf unter den führenden imperialistischen Mächten um das größte Stück
eines kleiner werdenden Kuchens verschärft. Der Ton ist rauer geworden,
multilaterale Abkommen wurden aufgekündigt. Zwischen den USA und China
entbrennt  ein  Handelskrieg,  der  auch die  EU in  die  Auseinandersetzung
hineingezogen  hat.  Im  syrischen  Bürger_Innenkrieg,  schon  lange  ein
Stellvertreter_Innenkrieg,  kommt  es  zu  direkten  militärischen
Konfrontationen zwischen Russland und der NATO-Partnerin Türkei. Auch
das deutsche Kapital bangt nun um seinen Platz an der Sonne und greift zu
zunehmend aggressiveren Methoden.

Über
2,5 Millionen Euro hat die Bundesregierung allein für die deutsche
Beteiligung klar gemacht. Wie viele Corona-Test-Kits, Beatmungsgeräte
oder Lohnerhöhungen für schwer arbeitende Pflegekräfte auf den
Intensivstationen hätte man damit wohl finanzieren können? Der
Bundesregierung scheint die militärische Absicherung deutscher
Profitinteressen wohl wichtiger zu sein als die Rettung von
Menschenleben. Mal abgesehen von der massiven Klimabelastung, die
entsteht, wenn zehntausende Soldat_Innen und tausende Tonnen von
Panzern und Kriegsgerät über den halben Erdball transportiert
werden. Wie viele Steuergelder werden allgemein verbrannt, zuerst um
überhaupt ein Militär auf die Beine zu stellen, es zu unterhalten
und dann auch noch um die Infrastruktur der Länder wieder Instand zu
setzen, weil die Transporte die Straßen und Schienen, mehr belasten
als der übliche Verkehr?

Als
kommunistische Jugendorganisation treten wir für die Entwaffnung und
Abschaffung aller Armeen und Heere von kapitalistischen Staaten ein.
Ihre Funktion ist es, die wirtschaftlichen und geostrategischen
Interessen von kapitalistischen Nationalstaaten auf brutale und
mörderische Art und Weise zu verteidigen. Diese Interessen sind
nicht die unseren, da nicht Volk und Vaterland, sondern allein die
internationale Solidarität der Unterdrückten und Ausgebeuteten uns



befreien kann. Die Arbeiter_Innenklasse und besonders die Jugend sind
die ersten, die im Kriegsfall hungern müssen und die an die Front
zum Sterben geschickt werden. Dadurch liegt es aber auch in ihrer
Macht den Krieg zu beenden, so wie es die Kieler Matrosen im 1.
Weltkrieg getan haben.

Obwohl
die NATO-Manöver eine Aggression gegenüber Russland darstellen,
dürfen wir nicht in die Falle tappen, in Putin den großen
antiimperialistischen Helden zu sehen. Stalinistische Organisationen
wie die SDAJ oder DKP vertreten eine solche Position. Für uns stellt
das Russland von heute jedoch eine ebenso imperialistische Macht dar,
wie es die USA, Deutschland oder Großbritannien sind. Wir vertreten
in Kriegen eine Position, welche darauf abzielt, jene Handlungen zu
unterstützen und zu fordern, welche die Welt näher an das Ziel der
sozialistischen Revolution bringen. Das heißt, dass wir im Falle
eines Krieges zwischen NATO und Russland für die Niederlage beider
imperialistischer Mächte (bzw. Militärbündnisse) eintreten, um den
Kampf der Nationen in einen Kampf der Klassen umzuformen. Dies tun
wir, weil bei einer Niederlage die Klassenwidersprüche in der
entsprechenden Nation zugespitzt werden und die Illusion der
nationalen Einheit von Unternehmer_Innen und Arbeiter_Innen
zerbricht. Denn keine imperialistische Macht soll Siegerin über die
andere sein, sondern die unterdrückten Massen müssen die Schwäche
der Kapitalist_Innen im Kriegsfall ausnutzen, um sich von der
Unterdrückung zu befreien und eine sozialistische Rätedemokratie
aufzubauen.

Praktisch
heißt das für uns, jegliche Militarisierung in Deutschland immer
und überall zu bekämpfen. Das kann heißen, Großdemos zu
organisieren, wenn ein neuer Militäretat anstelle eines Ausbaus der
Krankenhäuser beschlossen wird. Das muss aber auch heißen, dort wo
wir uns tagtäglich bewegen, also in unseren Schulen, Unis und
Betrieben, für Antimilitarismus einzutreten. Wenn der



Geschichtslehrer mal wieder von der einstigen Stärke der deutschen
Wehrmacht schwärmt, sollten wir unseren Mund aufmachen und Kontra
geben! Kommt das nächste Mal ein Bundeswehroffizier in den
Ethikunterricht, um fürs Sterben zu werben, könnten wir
Blockadeaktionen oder Flashmobs organisieren. Antimilitarismus hat
viele Gesichter aber ein Motto: Nie wieder Krieg!


